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EDITORIAL  
Werte Klientinnen und Klienten, 
liebe Leserinnen und Leser!

Ein besonderes Jahr geht zu Ende, ein Jahr voller 
Herausforderungen und vieler Entbehrungen.

Als Vertreter eines rechtsberatenden Berufes sind 
wir mit vielen kurzfristigen Neuerungen und Hilfs- 
maßnahmen konfrontiert, nicht nur die ständige 
Änderung und Klarstellung diverser Hilfspakete, 
sondern auch die Sorgen und Anliegen unserer 
wertgeschätzten Klienten forderten uns heuer be-
sonders.

Die budgetären Belastungen in Form der umfang-
reichen Finanzhilfen, der gestiegenen Arbeitslosig-
keit und geringerer Einnahmen werden mit Sicher-
heit in den nächsten Jahren zu Sparpaketen und 
steuerlichen Maßnahmen führen. Wie diese aus-
sehen, ist derzeit noch völlig unbekannt, zuerst 
muss wohl die Gesundheitskrise überstanden 
werden, erst dann wird nach einem Kassasturz die 
Regierung zur Sanierung des Staatshaushaltes 
gefordert werden.

Bezahlen werden all die finanziellen Hilfen wir alle, 
unsere Kinder und Enkelkinder. Daher meine ich, 
dass bei der Beantragung der Hilfsgelder und Un-
terstützungen auch hier die viel erwähnte Eigen-
verantwortung und Solidarität einzufordern ist. Es 
kann nicht sein, dass der Staat zum Selbstbedie-
nungsladen verkommt und Unterstützungen von 
jenen beantragt werden, denen sie nicht zustehen. 
Dies wird auch sicherlich Thema bei zukünftigen 
abgabenbehördlichen Prüfungen sein. Die Hilfen 
sollen jene erhalten, denen sie rechtlich zustehen 
und die großen finanziellen Schaden durch die  
COVID-19 Maßnahmen erlitten haben, aber nicht 
Unternehmen, die als Trittbrettfahrer das System 
missbrauchen wollen. 

Es bleibt die Hoffnung, dass nicht nur in der Advent-
zeit Lichterl leuchten, sondern dass tatsächlich 
Licht am Ende des Tunnels sichtbar wird und uns 
das COVID-19 Virus im Laufe des kommenden 
Jahres nicht mehr im Alltag begleiten wird und wir 
zur Normalität zurückkehren können.

Mein Dank gilt heuer besonders 
unseren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, die mit all 
der Umsetzung der wirtschaft-
lichen COVID-Maßnahmen 
gefordert und beschäftigt 
waren und diese zusätzlichen 
Serviceleistungen neben der 
laufenden Arbeit bravourös 
gemeistert haben. 

Ganz herzlich darf ich mich 
aber auch für Ihre Treue 
bedanken, wünsche Ihnen 
gesegnete Weihnachten und 
einen guten Rutsch in ein 
besseres und gesundes 2021.

Ihr 
Dr. Martin Winner

LOCKDOWN – UMSATZERSATZ  

2. LOCKDOWN VOM 03.11.2020 BZW. 
17.11.2020 BIS 06.12.2020
Aufgrund der COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung 
müssen Betriebe bestimmter Branchen seit 3.11.2020 ge-
schlossen bleiben. Um den Umsatzausfall durch den 
„Lockdown light“ zu kompensieren, können direkt betrof-
fene Unternehmen um den Ersatz von 80% des Vor-
jahrsumsatzes für November 2019 ansuchen. Dies gilt 
auch für die von der COVID-19-Notmaßnahmenverordnung 
im Zeitraum 17.11. bis 6.12.2020 (2. Lockdown) direkt be-
troffenen Dienstleistungsunternehmen, die körpernahe 
Leistungen anbieten. Für Handelsunternehmen ist der 
Umsatzersatz gestaffelt und beträgt 20%, 40% oder 60%. 
Der Antrag auf Umsatzersatz muss bis spätestens 
15.12.2020 über FinanzOnline gestellt werden. Die Be-
rechnung erfolgt automatisch anhand der Steuerdaten.

ALLGEMEINES ZUM UMSATZERSATZ
Der Umsatzersatz stellt eine finanzielle Unterstützung für 
österreichische Unternehmen dar und hat das Ziel, Arbeits-
plätze zu erhalten und das Überleben von Unternehmen 
zu sichern.
■	 Die Höhe des Umsatzersatzes ist mit Genehmigung der 

EU-Kommission mit maximal € 800.000 (abzüglich be-
stimmter erhaltener Förderungen, wie bspw 100% Haf-
tungen der aws und ÖHT, Zuwendungen von Bundes-
ländern, Gemeinden, etc.) pro Unternehmen gedeckelt.

■	 Der Umsatzersatz ist grundsätzlich als Subvention 
nicht umsatzsteuerpflichtig. Ertragsteuerlich allerdings 
ist der Umsatzersatz als steuerpflichtige Einnahme zu 
erfassen.

■	 Zahlungen aus Härtefallfonds, Fixkostenzuschuss und 
Kurzarbeit werden nicht gegengerechnet.

■	 Der Antrag auf den Umsatzersatz erfolgt ausschließlich 
über FinanzOnline. Die COFAG entscheidet über die ein-
gereichten Anträge. Die Berechnung erfolgt grundsätz-
lich automatisch anhand der Steuerdaten. Für Land- 
und Forstwirte sowie Privatzimmervermieter wird der 
Umsatzersatz über eAMA abgewickelt. 

■	 Derzeit ist eine Antragstellung bis spätestens 15.12.2020 
möglich. Es besteht kein Rechtsanspruch auf einen 
Umsatzersatz.

WELCHE UNTERNEHMEN SIND ANTRAGS-
BERECHTIGT?
Ein Umsatzersatz darf nur zugunsten von Unternehmen 
gewährt werden, bei denen nachstehende Voraussetzun-
gen kumulativ erfüllt sind:
■	 Sitz und Betriebsstätte in Österreich, sowie operative 

Tätigkeit in Österreich die zu Einkünften aus selbstän-
diger Arbeit (§ 22 EStG) und Einkünften aus Gewerbebe-
trieb (§ 23 EStG) führt.

■	 Direkte Betroffenheit von den verordneten Einschrän-
kungen und Tätigkeit in einer der betroffenen Bran-
chen. Die Branchenabgrenzung erfolgt nach der ÖN-
ACE-2008-Klassifikation.

	 – Im Wesentlichen handelt es sich um Gastronomie, 
Hotellerie, Sportplätze, Freizeiteinrichtungen und Ver-
anstaltungen. 

	 – Seit dem 2.Lockdown sind dann der Einzelhandel und 
Dienstleistungsunternehmen, die körpernahe Dienst-
leistungen erbringen, hinzugekommen.
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■	 Es darf in den letzten drei veranlagten Jahren kein 
rechtskräftig festgestellter Missbrauch im Sinne des  
§ 22 BAO vorliegen, der zu einer Änderung der steuer-
lichen Bemessungsgrundlage von mindestens  
€ 100.000 im jeweiligen Veranlagungszeitraum geführt hat.

■	 Das Unternehmen darf in den letzten fünf veranlagten 
Jahren nicht vom Abzugsverbot für Zinsen und Lizenz-
zahlungen an niedrigbesteuert verbundene Unterneh-
men oder von den Bestimmungen der Hinzurechnungs-
besteuerung bzw. Methodenwechsel  betroffen gewesen 
sein. Dies gilt allerdings nur, wenn es sich insgesamt 
um einen Betrag von mehr als € 100.000 handelt.

■	 Das Unternehmen darf keinen Sitz oder keine Nieder-
lassung in einem Staat haben, der in der EU-Liste der 
nicht kooperativen Länder und Gebiete für Steuer-
zwecke genannt ist, wenn dort überwiegend Passivein-
künfte wie Zinsen, Lizenzen und Dividenden erzielt wer-
den. 

■	 Über den Antragsteller oder dessen geschäftsführende 
Organe darf in den letzten fünf Jahren vor der Antrag-
stellung keine rechtskräftige Finanzstrafe oder ent-
sprechende Verbandsgeldbuße aufgrund von Vorsatz 
von mindesten € 10.000 verhängt worden sein. Maßge-
bend ist der Zeitpunkt der Festsetzung, nicht der Tatbe-
gehung. 

Der Umsatzersatz kann von allen Unternehmen unabhän-
gig von deren Rechtsform beantragt werden. So können 
unternehmerisch tätige Vereine, Gesellschaften und Ein-
zelunternehmer diesen erhalten. Sind mehrere Unter-
nehmen in einer Firmengruppe betroffen und antragsbe-
rechtigt, so kann jedes Unternehmen separat den 
Umsatzersatz beantragen.

WELCHE UNTERNEHMEN SIND  
AUSGENOMMEN?
Ausgenommen von der Gewährung eines Lockdown-Umsatz-
ersatzes sind Unternehmen, auf die einer der folgenden 
Punkte zutrifft:
■	 Unternehmen, bei denen im Betrachtungszeitraum oder 

zum Zeitpunkt der Antragstellung ein Insolvenzverfahren 
anhängig ist, ausgenommen es wurde ein Sanierungs-
verfahren eröffnet. 

■	 Neu gegründete Unternehmen, welche vor dem 
1.11.2020 noch keine Umsätze erzielt haben.

■	 Vereine, welche nicht im Sinne des UStG unternehme-
risch tätig sind. 

■	 Unternehmen, die im Betrachtungszeitraum Kündi-
gungen gegenüber einem oder mehreren Mitarbeitern 
aussprechen.

■	 Beaufsichtigte Rechtsträger des Finanzsektors wie 
Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, Wertpa-
pierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunterneh-
men und Pensions   kassen.

■	 Für Unternehmen, die sich am 31.12.2019 in Schwierig-
keiten gemäß der allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung befunden haben, beträgt der Höchstbetrag 
der Beihilfe € 200.000 mit erweiterten Anrechnungsbe-
stimmungen. 

WIE HOCH IST DER UMSATZERSATZ?
Der Umsatzersatz beträgt grundsätzlich 80% des ver-
gleichbaren Vorjahresumsatzes.
■	 Mischbetriebe erhalten den Anteil ihres Umsatzes, der 

auf Betriebsteile entfällt, die von behördlichen Ein-
schränkungen betroffen sind, ersetzt (z.B. Bäckerei mit 
Kaffeehaus). Der auf die begünstigten Umsätze entfal-
lende Prozentsatz ist mit der Sorgfalt eines ordent-

lichen und gewissenhaften Geschäftsführers zu schät-
zen und der Finanzverwaltung bekannt zu geben.

■	 Der Umsatzersatz beträgt mindestens € 2.300 und 
höchstens € 800.000 abzüglich eventuell erhaltener 
Förderungen gemäß Punkt 6.1.3 der Richtlinie (insbe-
sondere 100% Haftungen der aws oder ÖHT, Zuwen-
dungen von Bundesländern, Gemeinden etc.) 

■	 Für Einzelhandelsunternehmen gelten abweichende 
Prozentsätze von 20% (z.B. Auto- und Möbelhandel), 
40% (z.B. Sportartikel, Spielwaren) und 60% (Beklei-
dung, Blumen).

■	 Umsätze aus der Zustellung der Waren und Onlinever-
käufe sind unbeachtlich für die Höhe des Umsatzer-
satzes. 

Der Umsatzersatz wird aus den Steuerdaten des Jahres 
2019 automatisch durch die Finanzverwaltung berechnet. 
Der Vorjahresumsatz wird anhand einer der folgenden 
Berechnungsmethoden ermittelt:

a)	Der in der Umsatzsteuervoranmeldung November 2019 
angegebene Umsatz (bei quartalsweisen UVAs: UVA für 
das 4. Quartal dividiert durch drei). Wenn der Finanzver-
waltung die notwendigen Daten dafür nicht vorliegen – 
ersatzweise:

b)	Die Summe der in der letzten rechtskräftig veranlagten 
Umsatzsteuer-Jahreserklärung angegebenen Umsätze 
dividiert durch zwölf.

c)	Die Summe der in der letzten rechtskräftig veranlagten 
bzw. festgestellten Körperschaftsteuer-, Einkommen-
steuer- oder Feststellungerklärung angegebenen Um-
satzerlöse dividiert durch zwölf (z.B.. für Reiselei-
stungen, bei Differenzbesteuerung, Organgesellschaften)

d)	Die Summe der in den Umsatzsteuervoranmeldungen 
von 2020 bekanntgegebenen Umsätze dividiert durch 
die Anzahl der Monate. 

Liegen keine Daten zur Ermittlung des Umsatzersatzes 
vor, ist - bei Vorliegen der allgemeinen Anspruchsvoraus-
setzungen - der Umsatzersatz in der Mindesthöhe von  
€ 2.300 zu gewähren.

WELCHE BESONDERHEITEN GIBT ES 
BEI DER BERECHNUNG DES UMSATZER-
SATZES?
Der so für den November 2019 ermittelte Umsatz ist durch 
30 zu dividieren und mit der Anzahl der Lockdown-Tage zu 
multiplizieren. Aufgrund der Erweiterung der Einschrän-
kungsmaßnahmen kommt es zu einer Zweiteilung des 
Betrachtungszeitraumes, nämlich:
■	 Lockdown Phase vom 3.11. - 6.12.2020 (für Gastgewer-

be, Hotellerie, Sport- und Freizeitstätten, Veranstal-
tungen/Kongresse). Da hier der 1. und 2.11. ebenfalls 
mitgerechnet werden können, liegen 36 Lockdown-Ta-
ge vor. 

■	 Bei der 2.Lockdown Phase vom 17.11. - 6.12.2020 (für 
Einzelhandel und körpernahe Dienstleistungen) kann 
mit 20 Lockdown-Tagen gerechnet werden.

BEISPIELE

Im November 2019 wurde jeweils ein Umsatz von 
€ 21.000 erzielt. 

Friseursalon: Der Umsatzersatz beträgt € 11.200 
(80% von 21.000 / 30*20)

Restaurant: Der Umsatzersatz beträgt € 20.160 
(80% von 21.000 / 30*36)
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Blumen-EH: Der Umsatzersatz beträgt € 8.400 
(60% von 21.000 / 30*20)

Von der Bundesregierung wurde angekündigt, 
dass für indirekt vom Lockdown betroffene Unter-
nehmer ebenfalls noch eine Regelung für einen 
Umsatzersatz kommen wird.

Unternehmen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des  
2.Lockdown bereits einen Antrag auf Gewährung eines 
Lockdown-Umsatzersatzes gestellt haben, erhalten von 
der COFAG ohne weiteren Antrag den Differenzbetrag bis 
zum 6.12.2020 ausbezahlt. Dabei sind die Angaben und 
Werte des bereits eingebrachten Antrags heranzuziehen.

Sollte es aufgrund mangelhafter, unvollständiger oder 
nicht aussagekräftiger Daten der Finanzverwaltung (bei-
spielsweise einer falsch hinterlegten ÖNACE-Nr.) zu Er-
gebnissen kommen, die erheblich von den tatsächlichen 
Verhältnissen abweichen, kann eine Korrektur beantragt 
werden. 

FIXKOSTENZUSCHUSS 800.000 

Über die voraussichtlichen Details zum Fixkostenzu-
schuss II haben wir bereits berichtet. Da die EU-Kommis-
sion die Richtlinie in dieser Form nicht genehmigt hat, 
wurden nun am 23.11.2020 neue Richtlinien zum soge-
nannten Fixkostenzuschuss (FKZ) 800.000 veröffentlicht. 
Der Name leitet sich daraus ab, dass maximal € 800.000 
Zuschuss pro Unternehmen gewährt werden können.

BEGÜNSTIGTE UNTERNEHMEN
■	 Voraussetzung für den Anspruch auf den FKZ 800.000 

ist ein Umsatzausfall von mindestens 30% im Betrach-
tungszeitraum. Ansonsten deckt sich der Kreis der be-
günstigten Unternehmen im Wesentlichen mit jenen, 
die Anspruch auf Umsatzersatz haben (vgl. dazu den 
Beitrag „Lockdown-Umsatzersatz“). 

■	 Klein- oder Kleinstunternehmen können auch dann einen 
Antrag auf den FKZ 800.000 stellen, wenn sie als Unter-
nehmen in Schwierigkeiten einzustufen sind.

■	 Die Unternehmen müssen einnahmen- und ausgaben-
seitig schadensmindernde Maßnahmen gesetzt haben, 
um die durch den FKZ zu deckenden Fixkosten zu redu-
zieren.

■	 Ausgeschlossen sind Unternehmen, die zum 31.12.2019 
mehr als 250 Mitarbeiter (Vollzeitäquivalente) beschäftigt 
haben und die im Betrachtungszeitraum mehr als 3% 
der Mitarbeiter gekündigt haben, statt Kurzarbeit in An-
spruch zu nehmen. Eine Ausnahme kann aber auf An-
trag gewährt werden. 

■	 Neu gegründete Unternehmen sind ausgeschlossen, 
wenn vor dem 16.9.2020 noch keine Umsätze erzielt 
wurden.

FÖRDERBARE FIXKOSTEN
■	 Geschäftsraummieten und Pacht, die in unmittelbarem 

Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit des Unter-
nehmens stehen.

■	 Absetzung für Abnutzung (AfA) für vor dem 16.9.2020 

angeschaffte Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 
die unmittelbar der betrieblichen Tätigkeit dienen. Die 
Afa kann auch angesetzt werden, wenn das Wirtschafts-
gut vor dem 16.9.2020 bestellt und vor dem jeweiligen 
gewählten Betrachtungszeitraum in Betrieb genommen 
wurde. 

■	 Leasingraten in voller Höhe.
■	 Betriebliche Versicherungsprämien und Lizenzge-

bühren.
■	 Zinsaufwendungen für Kredite und Darlehen, sofern 

diese nicht an verbundene Unternehmen weitergeben 
wurden.

■	 Aufwendungen für Telekommunikation, Strom-, Gas- 
und andere Energie- und Heizungskosten.

■	 Wertverlust bei verderblicher oder saisonaler Ware, sofern 
diese auf Grund der COVID-19-Krise mindestens 50% 
des Wertes verliert. 

■	 Angemessener Unternehmerlohn (mindestens € 666,66, 
höchstens € 2.666,67). Der Unternehmerlohn ist auf 
Basis des letzten veranlagten Jahres unter Abzug von 
Nebeneinkünften zu ermitteln. Der Unternehmerlohn 
kann auch für nicht ASVG-versicherte Gesellschafter-
Geschäftsführer angesetzt werden. 

■	 In eingeschränktem Umfang bestimmte Personalauf-
wendungen (zur Bearbeitung von krisenbedingten Stor-
nierungen und Umbuchungen; zur Aufrechterhaltung 
eines Mindestbetriebes, um eine vorübergehende 
Schließung zu vermeiden). Eine Kurzarbeitsunterstüt-
zung ist abzuziehen. 

■	 Kosten des Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder Bi-
lanzbuchhalters bis € 1.000 bei der Beantragung des 
Fixkostenzuschüsse von unter € 36.000. 

■	 Aufwendungen, die nach dem 1. Juni 2019 und vor dem 
16. März 2020 konkret als Vorbereitung für die Erzie-
lung von Umsätzen, die in einem Betrachtungszeitraum 
realisiert werden sollten, aber aufgrund der Ausbrei-
tung von COVID-19 und den dadurch verursachten wirt-
schaftlichen Auswirkungen nicht realisiert werden können, 
wirtschaftlich verursacht wurden (endgültig frustrierte 
Aufwendungen). Der Nachweis der endgültig frustrierten 
Aufwendungen kann auch in vereinfachter Form durch 
das pauschale Heranziehen von branchenspezifischen 
Durchschnittswerten erfolgen (Reisebüros und Reise-
veranstalter: 19% des Umsatzes; Event-/Veranstaltungs-
agenturen: 36% des Umsatzes; Dienstleister für Veran-
stalter: 12,5% des Umsatzes).

■	 Aufwendungen für sonstige vertragliche betriebsnot-
wendige Zahlungsverpflichtungen, die nicht das Perso-
nal betreffen.

■	 Aufwendungen, die aufgrund von (direkten) Leistungs-
beziehungen zwischen verbundenen Unternehmen ver-
rechnet werden, stellen Fixkosten dar, wenn sie, unter 
Berücksichtigung der Schadensminderungspflicht an-
gemessen und fremdüblich sind und wenn diese auch 
vor dem 16. März 2020 verrechnet wurden.

Von den Fixkosten sind Versicherungsleistungen ebenso 
in Abzug zu bringen wie Entschädigungen nach dem Epi-
demiegesetz.

BERECHNUNG DES UMSATZAUSFALLES 
UND ERMITTLUNG DER HÖHE DES FKZ
Bei der Ermittlung des Umsatzausfalles sind die prognos-
tizierten bzw. bereits realisierten Umsätze in den Betrach-
tungszeiträumen 2020 bzw. 2021 den Umsätzen in den 
entsprechenden Vergleichszeiträumen 2019 gegenüber-
zustellen. Dabei ist auf die ertragsteuerlichen Werte der 
Umsätze abzustellen. 
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COVID-19-STEUERMASSNAHMEN-
GESETZ (COVID-19-STMG)

Der Betrachtungszeitraum 1 umfasst den halben Septem-
ber vom 16.9.2020 bis 30.9.2020. Die anschließenden Be-
trachtungszeiträume 2-10 beziehen sich auf die Monate 
Oktober 2020 bis Juni 2021. Anträge können für bis zu 10 
Betrachtungszeiträume gestellt werden. Die Zeiträume 
müssen entweder alle zusammenhängen oder es können 
zwei Blöcke von jeweils zeitlich zusammenhängenden 
Zeiträumen gewählt werden. Für Zeiträume, für die ein 
Umsatzersatz in Anspruch genommen wird, kann kein 
FKZ beantragt werden. Übrigens, der Umsatzersatz muss 
zeitlich immer vor dem FKZ beantragt werden. 

Der prozentuelle Fixkostenzuschuss entspricht dem pro-
zentuellen Umsatzrückgang (z.B. bei einem Umsatzaus-
fall von 55% werden auch 55% der Fixkosten ersetzt).

Wie bereits erwähnt ist der FKZ mit € 800.000 begrenzt. 
Er muss mindestens € 500 betragen. Anzurechnen auf 
den Höchstbetrag sind an das Unternehmen bereits be-
stimmte ausgezahlte oder zugesagte Förderungen in Zu-
sammenhang mit der COVID-19-Krise, wie etwa der 
Lockdown-Umsatzersatz, 100%ige Haftungen der aws 
oder der ÖHT, Zuwendungen von Bundesländern, Ge-
meinden etc. 

PAUSCHALIERTER FIXKOSTENZUSCHUSS 
Unternehmen, die im zum Zeitpunkt der Antragstellung 
letztveranlagten Jahr weniger als € 120.000 Umsatz er-
zielt haben und die die überwiegende Einnahmenquelle 
des Unternehmers darstellen, können pauschal 30% der 
ermittelten Umsatzausfälle, höchstens aber € 36.000 als 
FKZ ansetzen.

ANTRAGSTELLUNG ÜBER FINANZONLINE
Für die Beantragung der 1.Tranche (möglich seit 
23.11.2020) sind der der Umsatzausfall und die Fixkosten 
bestmöglich zu schätzen. Ausgezahlt werden 80% des vo-
raussichtlichen Fixkostenzuschusses. Die 1.Tranche ist 
bis spätestens 30.6.2021 zu beantragen, die 2.Tranche in 
der Zeit vom 1.7.2021 bis 31.12.2021.

Die Höhe der Umsatzausfälle und der Fixkosten ist durch 
einen Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Bilanzbuch-
halter zu bestätigen und der Antrag über FinanzOnline 
einzubringen, wenn der FKZ mehr als € 36.000 beträgt. 
Erwartet der Antragseinbringer im Zuge der ersten Tranche 
voraussichtlich insgesamt (somit unter Berücksichtigung 
der zweiten Tranche) nicht mehr als € 36.000, muss erst 
der Antrag für die 2. Tranche durch Hinzuziehung eines 
Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder Bilanzbuchhalters 
erfolgen. Wird der pauschalierte FKZ beantragt, muss 
dieser Antrag weder im Zuge der ersten noch im Zuge der 
zweiten Tranche durch einen Steuerberater, Wirtschafts-
prüfer oder Bilanzbuchhalter erfolgen.

Beim Antrag ist ua. zu bestätigen, dass in den Jahren 2020 
und 2021 keine Bonuszahlungen an Vorstände oder Ge-
schäftsführer von mehr als 50% der Bonuszahlungen des 
Wirtschaftsjahres 2019 bezahlt werden.

Die Entnahmen bzw. die Gewinnausschüttungen sind in 
der Zeit vom 16.3.2020 bis 31.12.2021 an die wirtschaftlichen 
Verhältnisse anzupassen. Eine Ausschüttung von Dividenden 
oder der Rückkauf von eigenen Aktien im Zeitraum vom 
16.3.2020 bis 30.6.2021 schließt die Gewährung des FKZ aus. 

Am 20.11.2020 wurde ein Initiativantrag zum COVID-19- 
StMG im Parlament eingebracht.

IN ERTRAGSTEUERLICHER HINSICHT 
SIND FOLGENDE WICHTIGE ECKPUNKTE 
ENTHALTEN
■	 Klarstellung, dass die degressive Abschreibung im 

Steuerrecht unabhängig von der Abschreibungsmethode 
im Unternehmensrecht in Anspruch genommen werden 
kann.

■	 Harmonisierung der Kleinunternehmerpauschalierung 
mit der umsatzsteuerlichen Kleinunternehmerregelung 
ab dem Jahr 2021.

■	 Verlängerung der Sonderregelung zur Gewährung von 
Pendlerpauschale, Zulagen und Zuschläge, die trotz 
Homeoffice, Quarantäne, Kurzarbeit, gewährt werden, 
bis Ende März 2021.

■	 Gewinnermittlung gem § 5 EStG für Betriebe gewerb-
licher Art ab 2020 nur bei einem Umsatz von mehr als  
€ 700.000 in zwei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren. 

■	 Einführung einer Zinsschranke für Körperschaften. Ab 
dem Jahr 2021 (für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2020 enden) soll ein Zinsüberhang (abzugsfähige 
Zinsaufwendungen abzüglich steuerpflichtige Zinser-
träge) nur mehr im Ausmaß bis zu 30% des steuerlichen 
EBITDA abgezogen werden können. Allerdings soll ein 
Zinsüberhang jedenfalls bis zu einem Betrag von € 3 Mio. 
(Freibetrag) abzugsfähig sein. Ein Zinsüberhang, der im 
laufenden Wirtschaftsjahr nicht abgezogen werden 
kann, soll auf Antrag unbefristet vorgetragen werden 
können. Übersteigt 30% des EBITDA den Zinsüberhang, 
kann das ungenutzte Zinsabzugspotential auf Antrag  
5 Jahre vorgetragen werden. Ist die Eigenkapitalquote 
des Unternehmens größer/gleich der Eigenkapitalquote 
des Konzerns liegt kein Anwendungsfall der Zins-
schranke vor. Ausgenommen sind auch Körperschaften, 
die nicht vollständig in einen Konzernabschluss einbe-
zogen werden, über kein verbundenes Unternehmen 
verfügen und keine ausländische Betriebsstätte unter-
halten. Zinsaufwendungen aus vor dem 17.6.2016 ge-
schlossenen Verträgen bleiben bis zur Veranlagung 
2025 außer Ansatz. 

UMSATZSTEUERLICHEN ÄNDERUNGEN 
Eine Übersicht der geplanten umsatzsteuerlichen Ände-
rungen finden Sie im untenstehenden gesonderten Bei-
trag.

ABMILDERUNG VON LIQUIDITÄTS-
SCHWIERIGKEITEN – BAO
Zur Abmilderung von Liquiditätsschwierigkeiten sind in 
der BAO ua. folgende Änderungen vorgesehen:
■	 Bereits bestehende und durch das KonStG 2020 bis 

15.1.2020 verlängerte Stundungen werden automatisch 
bis zum 31.3.2021 verlängert. 

■	 Die Zahlungsfrist, für Abgaben, die im Zeitraum 
26.9.2020 bis 28.2.2021 fällig werden, wird automatisch 
auf den 31.3.2021 verschoben.

■	 Für den Zeitraum 15.3.2020 bis 31.3.2021 sind keine 
Stundungszinsen vorzuschreiben. 

■	 Für Abgaben, die in der Zeit zwischen 15.3.2020 und 
31.3.2021 fällig werden, sind keine Säumniszuschläge 
zu entrichten.

■	 Bisher war nur vorgesehen, für Nachforderungen aus 
der Veranlagung 2020 keine Anspruchszinsen vorzu-
schreiben. Die Regelung soll nun auch für ESt- oder 
KöSt-Nachzahlungen für das Jahr 2019 gelten. 

Die endgültige Beschlussfassung bleibt abzuwarten. 
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UMSATZSTEUER ÄNDERUNGEN  
AB 1.1.2021

AKTUELLES IN DER  
LOHNVERRECHNUNG

BREXIT- ÄNDERUNGEN AB 1.1.2021
Der Ausritt Großbritanniens aus der Europäischen Union 
sieht eine Übergangsphase im Steuerrecht bis Jahresen-
de vor. Mit 1.1.2021 erlangt Großbritannien Drittlandsta-
tus. Damit einhergehende Änderungen in den Bereichen 
Umsatzsteuer und Zoll stehen unmittelbar bevor. Welche 
Schritte gilt es im Zusammenhang mit der künftigen umsatz-
steuerlichen Abwicklung in Großbritannien zu beachten?

GRENZÜBERSCHREITENDE WARENLIEFERUNGEN

Liefergeschäfte, die bislang als steuerfreie innergemein-
schaftliche Lieferungen abgewickelt wurden, stellen nun 
Ausfuhrlieferungen dar, für die eine Steuerbefreiung nur 
bei Erfüllung der hierfür vorgesehenen Voraussetzungen 
und Nachweispflichten zur Anwendung kommt, wie z.B. 
der Ausfuhrnachweis durch eine zollrechtliche Beschei-
nigung.

■	 Die Übergangsregelung um den Jahreswechsel stellt 
auf den Beginn der Beförderung ab. Solange also die 
Beförderung oder Versendung vor dem 1.1.2021 beginnt, 
liegt eine innergemeinschaftliche Lieferung vor.

■	 Die Abwicklung von Werkliefer-/Montagelieferaufträge 
erfordert, dass der Leistende die Einfuhrabwicklung in 
Großbritannien übernimmt und die Waren in seinem 
Namen importiert.

■	 Ebenso muss sich der liefernde Unternehmer um die 
Einfuhrabwicklung kümmern, wenn die Incoterms DDP 
(„Delivered Duty Paid“) vereinbart ist. Soweit es die 
Kundenbeziehung erlaubt, empfiehlt sich, die Ein-
fuhrabwicklung auf den britischen Kunden zu überwälzen.

■	 Bestehen Reihenlieferungskonstellationen mit Abgangs- 
oder Bestimmungsort Großbritannien, so ist zu beachten, 
dass die Vereinfachungsregelung „Dreiecksgeschäft“ 
nicht mehr anwendbar ist. Ein Änderungsbedarf be-
steht nicht zuletzt deshalb, um eine etwaige zollrecht-
liche Abwicklung in Großbritannien zu vermeiden.

■	 Eine innergemeinschaftliche Warenbewegung unter 
Einbindung eines britischen Unternehmens als mittlerer 
Unternehmer in der Kette ist grundsätzlich möglich, 
wenn der britische Unternehmer über eine UID-Nummer 
in einem EU-Mitgliedsstaat verfügt. Die Verwendung 
der britischen UID-Nummer ist nicht mehr möglich.

■	 Österreichische Unternehmer, die an eine ungehinderte 
Weiterführung der Geschäftstätigkeit auch nach dem 
1.1.2021 denken, sollten eine umsatzsteuerliche Regis-
trierung in Großbritannien umgehend beantragen. 

VORSTEUERERSTATTUNG

Für die Beantragung von britischen Vorsteuern für das 
Kalenderjahr 2020 ist eine abweichende kürzere Fallfrist 
zu beachten. Demnach sind sämtliche Anträge auf Vor-
steuererstattung des Jahres 2020 bis spätestens 31.3.2021 
zu stellen. Dies gilt sowohl für EU-Unternehmer, die  
britische Vorsteuern im Erstattungsverfahren geltend 
machen wollen, als auch für britische Unternehmer, die 
die Erstattung von Vorsteuerbeträgen aus EU-Mitglied-
staaten beantragen wollen.

SONDERSTELLUNG NORDIRLAND

Nordirland gilt bei der Lieferung von Gegenständen wei-
terhin als Gemeinschaftsgebiet. Dies bedeutet, dass Lie-
ferungen an Unternehmer, bei denen die Gegenstände 
nach Nordirland versendet werden, weiterhin als innerge-

meinschaftliche Lieferung in der Umsatzsteuererklärung 
(Kz 000) und in der Zusammenfassenden Meldung zu er-
klären sind. Nordirische Unternehmen erhalten dafür 
eine eigene UID-Nummer mit dem Präfix „XI“. 

AKTUELLE ÄNDERUNG AUFGRUND DES 
COVID-19-STMG
■	 Zur Stärkung einer nachhaltigen Kreislaufwirtschaft 

sowie aus ökologischen Lenkungsüberlegungen soll ab 
1.1.2021 ein ermäßigte Steuersatz von 10% für Repara-
turdienstleistungen einschließlich Ausbesserung und 
Änderung betreffend Fahrräder (inkl E-Bikes, aber 
nicht Krafträder mit Motoreinsatz), Schuhe, Lederwa-
ren, Kleidung und Haushaltswäsche (z.B. Bettwäsche, 
Tischdecken, Polsterbezüge, Vorhänge) gelten. 

Nicht umfasst sind Lieferungen oder Werklieferungen, 
da der Entgeltsanteil für Material dabei mehr als 50% 
des Gesamtentgelts ausmacht.

■	 Die Lieferung, der innergemeinschaftlichen Erwerb und 
die Einfuhr von COVID-19-In-virto-Diagnostika, COVID-19- 
Impfstoffe und eng damit zusammenhängende sonstige 
Leistungen sollen echt umsatzsteuerbefreit werden. 
Die Regelung soll mit Kundmachung der EU-RL in Kraft 
treten und ist bis 31.12.2022 befristet.

■	 Verlängerung des 5%igen Steuersatzes um ein Jahr bis 
31.12.2021 für Gastronomie:Darunter fallen die Verab-
reichung von Speisen und Ausschank von Getränken 
iSd § 111 GewO, die Zustellung und Bereitstellung zur 
Abholung von warmen Speisen und offenen Getränken, 
der Gassenverkauf von Speiseeis in Stanizel und Be-
cher, Catering, Würstelstand, Schutzhütten, Kantine 
und die landwirtschaftliche Gastronomie (Buschen-
schank).

■	 Verlängerung des 5%igen Steuersatzes um ein Jahr bis 
31.12.2021 für Beherbergung:

	 Damit umfasst sind die Beherbergung in eingerichteten 
Wohn- und Schlafräumen sowie die Vermietung (Nut-
zungsüberlassung) von Grundstücken für Camping-
zwecke.

	 Der Vorsteuerabzug aus den Reisediäten gem § 13 Abs 
1 UStG beträgt weiterhin 10%.

■	 Verlängerung des 5%igen Steuersatzes um ein Jahr bis 
31.12.2021 für Kultur in unverändertem Leistungsum-
fang.

■	 Verlängerung des 5%igen Steuersatzes um ein Jahr bis 
31.12.2021 für Publikationen, wobei dies nicht für Zei-
tungen und andere periodischen Druckschriften gilt.

Die Beschlussfassung des COVID-19-StMG soll noch im 
Dezember 2020 erfolgen. 

ENTSPANNUNG BEI DER KONSUMATION 
VON ESSENSGUTSCHEINEN
Mit 1.7.2020 wurden die Werte der je Arbeitstag möglichen 
Zurverfügungstellung von steuerfreien Gutscheinen auf  
€ 8 (bisher €4,40) für Mahlzeiten, die zur Konsumation 
am Arbeitsplatz oder in Gastgewerbebetrieben eingelöst 
werden können, bzw. auf € 2 (bisher € 1,1) für jene Gut-
scheine, die auch zur Bezahlung von Lebensmittel ver-
wendet werden können, deutlich angehoben. Hinsichtlich 
der Kontrolle der Konsumation kommt es erfreulicher-
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weise zu Erleichterungen. So ist eine kumulierte Einlö-
sung ohne wertmäßiges Tageslimit an jedem Wochentag 
(auch am Wochenende) möglich. Es muss lediglich sicher-
gestellt sein, dass der gesetzliche Freibetrag pro Jahr 
nicht überschritten wird. Dabei wird von 222 Arbeitstagen 
ausgegangen. Bei unterjährigem Ein-/Austritt ist eine  
monatliche Aliquotierung (1 Monat = 18,3 Tage) vorzunehmen. 
Die Verwendung digitaler Speichermedien anstelle von 
Papiergutscheinen ist möglich.

CORONA-PRÄMIE
Als Anerkennung für den in der Corona-Krise gezeigten 
besonderen Einsatz kann eine Bonuszahlung von max  
€ 3.000 je Arbeitnehmer lohnsteuer-, sozialversicherungs– 
und lohnnebenkostenfrei im Jahr 2020 (!) bezahlt werden. 
Voraussetzung ist, dass diese Prämienzahlung keine Um-
wandlung schon bisher gewährter Bonifikationen dar-
stellt. Die Corona-Prämie steht nur echten Dienst-
nehmern, geringfügig Beschäftigen und Teilzeitkräften zu, 
unabhängig davon, ob der Arbeitnehmer in Kurzarbeit oder 
im Homeoffice tätig war. Für eine steuerfreie Auszahlung 
ist eine ausreichende Dokumentation des Zusammen-
hangs mit der Corona-Krise unbedingt erforderlich.

UNGEKÜRZTE PENDLERPAUSCHALE BIS 
31.3.2021
Für Arbeitnehmer, die wegen COVID-19-bedingter Quaran-
täne, bei Homeoffice oder Kurzarbeit nicht täglich den 
Weg zur Arbeitsstätte antreten, soll bis 31.3.2021 keine 
Aliquotierung des Pendlerpauschales vorzunehmen sein. 

RECHTSANSPRUCH AUF SONDER- 
BETREUUNGSZEIT
Der häufigste Fall eines Sonderbetreuungsbedarfs liegt 
wohl vor, wenn Betreuungspflichten für Kinder unter  
14 Jahren infolge teilweiser oder vollständiger Schließung 
von Schulen und Kindergärten gegeben sind. 

Der Verbrauch der Sonderbetreuungszeit kann am Stück, 
sowie wochen-, tage, oder halbtagweise erfolgen, nicht 
aber stundenweise. Die Sonderbetreuungszeit wird durch 
Arbeitsleistung, Erholungsurlaub oder Zeitausgleich nicht 
aber durch Krankenstand unterbrochen.

Angesichts der dramatisch gestiegenen Zahlen an COVID-19- 
Erkrankten wurde rückwirkend ab 1.11.2020 bis 9.7.2021 
ein Rechtsanspruch auf Sonderbetreuungszeit einge-
führt. In diesem Zeitraum können bis zu 4 Wochen unter 
Entgeltfortzahlung für die Betreuungspflichtigen in An-
spruch genommen werden. Voraussetzung ist, dass die 
Schulen oder Kindergärten aufgrund behördlicher Maß-
nahmen geschlossen werden und die Betreuung des Kindes 
notwendig ist. Das bedeutet, dass diese Einrichtungen 
auch keine Kinderbetreuung anbieten können. Ein 
Rechtsanspruch besteht auch, wenn ein Kind behördlich 
abgesondert wird. Der Bund ersetzt 100% des fortgezahlten 
Entgelts. 

Liegen die Voraussetzungen für den Rechtsanspruch deshalb 
nicht vor, weil die Betreuung des Kindes nicht notwendig 
ist (weil z.B. die Schulen weiter Kinderbetreuung anbieten), 
dann kann Sonderbetreuungszeit vereinbart werden. 
Auch in diesem Fall hat der Arbeitgeber Anspruch auf 
eine Vergütung des gesamten während der Sonderbe-
treuungszeit fortgezahlten Entgelts.

Grundsätzlich ist der Antrag auf Rückerstattung binnen 6 
Wochen nach Ende des gewährten Freistellungszeit-
raumes bei der Buchhaltungsagentur des Bunds geltend 
zu machen. Es wird das fortgezahlte Entgelt bis zur 
Höchstbemessungsgrundlage zu einem Drittel (16.3.-
31.5. und 25.7.-30.9.), zur Hälfte (1.10.-31.10.) oder zur 
Gänze (1.11.-9.7.2021) refundiert. Dienstgeberabgaben 
sind nicht vergütungsfähig.

ANSTELLE DER WEIHNACHTSFEIER  
ZUSÄTZLICHE GESCHENKGUTSCHEINE 
FÜR MITARBEITER
Die Kosten der Teilnahme an Betriebsveranstaltungen 
wie Weihnachtsfeier, Betriebsausflug oder kulturelle Ver-
anstaltungen, die für den Arbeitnehmer einen geldwerten 
Vorteil darstellen, sind bis zu € 365 pro Jahr und Mitar-
beiter lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei. Zusätzlich 
können Geschenke (Sachzuwendungen) bis zu €186 pro 
Jahr und Mitarbeiter aus bestimmten Anlässen übergeben 
werden.

Da im Corona-Jahr 2020 Betriebsveranstaltungen eher 
die Ausnahme waren und die Weihnachtsfeiern heuer wegen 
Einhaltung der Schutzvorschriften wahrscheinlich ausfallen, 
soll die Möglichkeit geschaffen werden, den (verbliebenen) 
Freibetrag für Betriebsveranstaltungen als Geschenkgut-
scheine, idealerweise der österreichischen Wirtschaft, 
den Mitarbeitern zukommen zu lassen. Die entspre-
chende Regelung ist bei Redaktionsschluss noch nicht 
veröffentlich. Jedenfalls eine überlegenswerte Idee für 
Dienstgeber. 

ENTSCHÄDIGUNG FÜR MITARBEITER IN 
ANGEORDNETER QUARANTÄNE
Wenn Mitarbeiter behördlich mittels Absonderungsbe-
scheides unter Quarantäne gestellt werden, weil sie ent-
weder selbst mit Corona infiziert sind oder enge Kontakt-
personen von Infizierten waren, muss der Arbeitgeber 
dem Mitarbeiter das Entgelt weiterzahlen. Der Arbeitge-
ber hat aber einen Anspruch auf die Rückerstattung des 
fortbezahlten Lohns inklusive Dienstgeberanteil zur ge-
setzlichen Sozialversicherung durch den Bund. Er muss 
dafür binnen drei Monaten nach Ende der Quarantäne einen 
Antrag auf Erstattung des weitergezahlten Entgelts stellen 
- an jene Bezirksverwaltungsbehörde, die den Absonde-
rungsbescheid erlassen hat.

SPLITTER

ANGLEICHUNG DER KÜNDIGUNGS-
FRISTEN ARBEITER AN ANGESTELLTE 
ERST AB 1.7.2021
Die geplante Harmonisierung der Kündigungsbestim-
mungen von Arbeitern mit jenen für Angestellte ab dem 1. 
Jänner 2021 ist auf 1.7.2021 verschoben worden. Bitte be-
achten Sie, dass in einzelnen Kollektivverträgen diesbe-
zügliche Regelungen zu Kündigungsterminen bereits mit 
In-Kraft-Treten per 1.1.2021 aufgenommen wurden.

SOZIALVERSICHERUNGSWERTE 2021
Hier eine erste Vorschau auf die wichtigsten SV-Werte für 
das Jahr 2021. Die ausführliche Übersichtstabelle er-
scheint wie gewohnt in der 1. Ausgabe der KlientenInfo 
des neuen Jahres 2021.

Höchstbeitragsgrundlage monatlich €   5.550,00

Höchstbeitragsgrundlage 
Sonderzahlungen

jährlich € 11.100,00

Höchstbeitragsgrundlage 
freie DN ohne SZ, GSVG, 
BSVG

monatlich €   6.475,00

Geringfügigkeitsgrenze monatlich €      475,86
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LAST MINUTE - 31.12.2020

STEUERTIPPS FÜR UNTERNEHMER

SPENDEN
In der Vorweihnachtszeit wird ja traditionell viel gespendet. 
Spenden an begünstigte Spendenempfänger sind grund-
sätzlich bis zu 10% des laufenden Gewinnes bzw. bis zu 
10% des laufenden Jahreseinkommens als Betriebsaus-
gabe/Sonderausgabe steuerlich absetzbar. Laut Initiativ-
antrag zum COVID-19-StMG soll aber bei der Veranlagung 
2020 und 2021 alternativ auf die höheren Werte aus der 
Veranlagung 2019 abgestellt werden können. 

RÜCKERSTATTUNG VON KRANKEN-, AR-
BEITSLOSEN- UND PENSIONSVERSICHE-
RUNGSBEITRÄGEN 2017
Bis zum 31.12.2020 kann die Rückerstattung von Kranken- 
und Arbeitslosenversicherungsbeiträgen 2017 bei Mehr-
fachversicherung über der Höchstbemessungsgrundlage 
beantragt werden. Der Rückerstattungsantrag für die 
Pensionsversicherungsbeiträge ist an keine Frist gebun-
den und erfolgt ohne Antrag automatisch bei Pensionsantritt. 

ANKAUF VON WERTPAPIEREN FÜR  
OPTIMALE AUSNUTZUNG DES GEWINN-
FREIBETRAGES 2020
Sollten Sie noch nicht ausreichend Investitionen getätigt 
haben, so ist es am einfachsten, die für den investitions-
bedingten Gewinnfreibetrag (GFB) erforderliche Investitions-
deckung bei Gewinnen über € 30.000 durch den Kauf von 
Wertpapieren zu erfüllen. Als begünstigte Wertpapiere 
gelten alle in EURO begebene Anleihen, Anleihen- und 
Immobilienfonds.

Da es für Gewinne über € 580.000 keinen GFB mehr gibt, 
beträgt die maximal benötigte Investitionssumme € 41.450. 
Bis zum Ultimo sollten die Wertpapiere auf Ihrem Depot 
verfügbar sein!

Hinweis: Sollten Sie Investitionen getätigt haben, für die 
Sie die 7%-ige bzw. 14%-ige Investitionsprämie geltend 
machen, können Sie diese Wirtschaftsgüter selbstver-
ständlich auch für den investitionsbedingten GFB heran-
ziehen.

REGISTRIERKASSEN JAHRESENDBELEG
Der Dezember-Monatsbeleg ist gleichzeitig auch der Jahres-
beleg. Sie müssen daher nach dem letzten getätigten 
Umsatz bis zum 31.12.2020 den Jahresbeleg erstellen 
und den Ausdruck sieben Jahre aufbewahren! Die Siche-
rung auf einem externen Datenspeicher darf aber nicht 
vergessen werden. Für die Prüfung des Jahresendbeleges 
mit Hilfe der Belegcheck-App ist bis zum 15.2.2021 Gele-
genheit dazu. Für Webservice-basierte Registrierkassen 
werden diese Schritte bereits automatisiert durchgeführt.

SUBSTANZABGELTUNG FÜR FRUCHT-
GENUSSOBJEKTE RECHTZEITIG ÜBER-
WEISEN
Sie haben eine Immobilie unter Vorbehalt des Fruchtge-
nussrechtes verschenkt und die Zahlung einer Substanz-
abgeltung vereinbart, damit Sie weiterhin die Abschrei-
bung geltend machen können? Dann vergessen Sie nicht, 
die Substanzabgeltung auch noch heuer an den Geschen-
knehmer zu überweisen, da Sie ansonsten keine Ab-
schreibung geltend machen können. Nach Ansicht des 
BMF ist diese Substanzabgeltung umsatz¬steuerpflichtig. 

Übrigens: Der VwGH hat entschieden, dass die Vereinba-
rung einer Substanzabgeltung im Zuge einer Schenkung 
keine Gebührenpflicht für die Einräumung von Dienstbar-
keiten nach § 33 TP 9 GebG auslöst, da hier die Befrei-
ungsbestimmung für eine grunderwerbsteuerbare 
Grundstücksübertragung angewendet werden kann. 

TRANSFER PRICING – MITTEILUNGS-
PFLICHT UND CBC-REPORT 
Multinationale Unternehmensgruppen, deren konsoli-
dierter Umsatz im vorangegangenen Wirtschaftsjahr  
€ 750 Mio. überstiegen hat, müssen einen länderbezo-
genen Report (CbC-Report) erstellen und innerhalb von 
12 Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres an das zu-
ständige Finanzamt übermitteln. Die Verpflichtung zur 
Übermittlung des CbC-Reporting trifft grundsätzlich die 
oberste Muttergesellschaft. Es kann jedoch auch eine in 
Österreich ansässige Tochtergesellschaft in die Verpflich-
tung der Muttergesellschaft eintreten (z.B. wenn die aus-
ländische Muttergesellschaft aufgrund der maßgebenden 
Bestimmungen in deren Sitzstaat keiner Verpflichtung 
unterliegt). Jede in Österreich ansässige Geschäftseinheit 
einer multinationalen Unternehmensgruppe (unabhängig 
davon, wie hoch der Umsatz war) hat dem zuständigen Finanz-
amt via FinanzOnline spätestens bis zum letzten Tag des 
Wirtschaftsjahres mitzuteilen (für das Kalenderwirt-
schaftsjahr 2019 daher spätestens zum 31.12.2020), ob sie 
oberste Muttergesellschaft oder vertretende Mutterge-
sellschaft ist, bzw. welche Gesellschaft den Bericht  
abgeben wird. 

WORAUF SIE BEI INVESTITIONEN IM 
JAHR 2020 ACHTEN SOLLTEN
Dieses Jahr gibt es zusätzlich einige besondere Aspekte, 
die für eine Investitionsentscheidung zu beachten sind: 
degressive Abschreibung, beschleunigte Abschreibung 
bei Gebäuden, COVID-19-Investitionsprämie und investiti-
onsbedingter Gewinnfreibetrag.

DEGRESSIVE ABSCHREIBUNG

Für nach dem 30.6.2020 angeschaffte oder hergestellte 
Wirtschaftsgüter kann die Abschreibung mit einem un-
veränderlichen Prozentsatz von bis zu 30% vom jeweiligen 
(Rest)buchwert erfolgen (=degressive Abschreibung). Bei 
Inbetriebnahme in der zweiten Jahreshälfte steht der 
Halbjahressatz zu. 

Ausgenommen sind:

■	 Gebäude und andere Wirtschaftsgüter, die Sonderab-
schreibungsregeln unterliegen,

■	 KFZ mit CO2-Emissionswerten von mehr als 0 g/km,

■	 gebrauchte Wirtschaftsgüter,

■	 unkörperliche Wirtschaftsgüter, die nicht den Be-
reichen Digitalisierung, Ökologisierung und Gesund-
heit/Life-Science zuzuordnen sind;

■	 Anlagen zur Förderung, Transport, Speicherung oder 
Nutzung fossiler Energieträger.

Die höhere Abschreibung zu Beginn der Nutzungsdauer 
führt bei langlebigen Wirtschaftsgütern zu Liquiditätsvor-
teilen, da mit dem Höchstsatz von 30% nach zwei Jahren 
bereits 51% und nach drei Jahren rd 66% abgeschrieben 
sind. Ein einmaliger Wechsel von degressiver zu linearer 
Abschreibung ist möglich und wird sinnvoll sein, wenn die 
lineare Abschreibung nach einigen Jahren höher ist als 
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die degressive. Vom BMF wurde mitgeteilt, dass für An-
schaffungen bis zum 31.12.2021 die degressive Abschrei-
bung unabhängig vom Unternehmensrecht gewählt wer-
den kann und daher keine Maßgeblichkeit der 
Unternehmensbilanz besteht (soll auch noch gesetzlich 
verankert werden). 

BESCHLEUNIGTE AFA BEI ANSCHAFFUNG ODER 
HERSTELLUNG VON GEBÄUDEN

Für Gebäude, die nach dem 30. Juni 2020 angeschafft 
oder hergestellt worden sind, ist eine beschleunigte AfA 
vorgesehen. Der bisher gültige Abschreibungsprozent-
satz von Gebäuden beträgt ohne Nachweis der Nutzungs-
dauer 2,5% bzw. 1,5% bei für Wohnzwecke überlassenen 
Gebäuden. Im Jahr, in dem die AfA erstmalig zu berück-
sichtigen ist, kann nun höchstens das Dreifache des bisher 
zulässigen Höchstsatzes (also 7,5% bzw. 4,5%) und im 
darauffolgenden Jahr höchstens das Zweifache (also 5% 
bzw. 3%) abgeschrieben werden. Ab dem zweitfolgenden 
Jahr erfolgt die Bemessung der AfA wie bisher. Die Halb-
jahresabschreibungsregelung ist nicht anzuwenden, sodass 
auch bei Anschaffung oder Herstellung im zweiten Halb-
jahr der volle Jahres-AfA-Betrag aufwandswirksam ist.

HALBJAHRESABSCHREIBUNG

Grundsätzlich steht die volle Halbjahresabschreibung zu, 
selbst wenn man erst am 31. Dezember ein Wirtschaftsgut 
noch anschafft und in Betrieb nimmt. Handelt es sich um 
ein geringwertiges Wirtschaftsgut mit einem Anschaffungs-
wert von nicht mehr als € 800, so kann der volle Betrag 
noch heuer steuerlich abgesetzt werden.

COVID-19-INVESTITIONSPRÄMIE

Obwohl man bis zum 28.2.2021 Zeit hat, erste Maßnahmen 
zu setzen, um in den Genuss der COVID-19-Investitions-
prämie zu kommen, sollte man sich dafür nicht allzu lange 
Zeit lassen. Zu den ersten Maßnahmen, die frühestens ab 
1.8.2020 erfolgt sein dürfen, zählen Bestellungen, Kauf-
verträge, Lieferungen, der Beginn von Leistungen, Anzah-
lungen, Zahlungen, Rechnungen oder der Baubeginn. Die 
steuerfreie COVID-19-Investitionsprämie beträgt 7% von 
bestimmten Neuinvestitionen und erhöht sich auf 14% bei 
Neuinvestitionen in den Bereichen Klimaschutz, Digitali-
sierung, Gesundheit und Life-Science. 

Gefördert werden materielle und immaterielle aktivierungs-
pflichtige Neuinvestitionen in das abnutzbare Anlagever-
mögen (auch für gebrauchte Anlagegüter) eines Unter-
nehmens an österreichischen Standorten, für die 
zwischen dem 1.9.2020 und 28.2.2021 diese Förderung 
beantragt werden kann. Nicht förderungsfähig sind ins-
besondere klimaschädliche Investitionen, unbebaute 
Grundstücke, Finanzanlagen, Unternehmensübernahmen 
und aktivierte Eigenleistungen. Die Mindestinvestitions-
summe pro Antrag muss € 5.000,00 betragen. Maximal 
wird ein Investitionsvolumen von € 50 Mio pro Unterneh-
men/Konzern gefördert. Die geförderten Investitionen 
müssen zumindest drei Jahre in einer österreichischen 
Betriebsstätte belassen werden. Die Inbetriebnahme und 
Bezahlung der Investition muss dann bis längstens 
28.2.2022 erfolgen (bei einem Investitionsvolumen von 
mehr als € 20 Mio bis 28.2.2024).

DISPOSITION ÜBER ERTRÄGE/EINNAHMEN 
BZW. AUFWENDUNGEN/AUSGABEN
Bilanzierer haben durch Vorziehen von Aufwendungen 
und Verschieben von Erträgen einen gewissen Gestal-
tungsspielraum. Beachten Sie auch, dass bei halbfertigen 
Arbeiten und Erzeugnissen eine Gewinnrealisierung unter-
bleibt.  

Einnahmen-Ausgaben-Rechner können ebenfalls durch 
Vorziehen von Ausgaben (z.B. Akonto auf Wareneinkäufe, 

Mieten 2021 oder GSVG-Beitragsnachzahlungen für das 
Jahr 2020) und Verschieben von Einnahmen ihre Einkünfte 
steuern. Dabei ist aber zu beachten, dass regelmäßig wieder-
kehrende Einnahmen und Ausgaben, die 15 Tage vor oder 
nach dem Jahresende bezahlt werden, dem Jahr zuzu-
rechnen sind, zu dem sie wirtschaftlich gehören.

STEUEROPTIMALE VERLUST- 
VERWERTUNG
ERSTMALIG VERLUSTRÜCKTRAG FÜR DAS JAHR 2020 
MÖGLICH

Mit dem Konjunkturstärkungsgesetz 2020 wurde die Mög-
lichkeit geschaffen, nicht ausgleichsfähige negative be-
triebliche Einkünfte des Veranlagungszeitraumes 2020 
bis maximal € 5 Mio, auf Antrag auf die Veranlagung 2019 
und unter bestimmten Umständen auf die Veranlagung 
2018 rückzutragen und mit den positiven Einkünften dieser 
Jahre zu verrechnen. Die voraussichtlichen Verluste 2020 
können bei der Steuererklärung 2019 durch Bildung eines 
besonderen Abzugspostens (sogenannte COVID-19-Rück-
lage) berücksichtigt werden. Der sorgfältig geschätzte und 
glaubhaft gemachte voraussichtliche Verlust 2020 kann 
dann bereits bis zu maximal 60% der Einkünfte 2019 (max 
jedoch € 5 Mio) bei der Veranlagung 2019 vorläufig be-
rücksichtigt werden. 

Kann der Verlust 2020 nicht geschätzt oder glaubhaft ge-
macht werden und betragen die Vorauszahlungen für  
2020 bereits Null bzw. wurden diese nur in Höhe der Mindest-
körperschaftsteuer festgesetzt, so können bis zu 30% der 
Einkünfte 2019 als vorläufiger Verlustrücktrag geltend 
gemacht werden (lt. BMF soll diese vereinfachende Pau-
schalregelung aber nur bis 31.12.2020 möglich sein). Laut 
Verordnung ist ein Verlustrücktrag für ein Wirtschaftsjahr 
2020/21 mit entsprechender zeitlicher Verschiebung der 
einzelnen zeitlichen Eckpunkte möglich. Bei Mitunternehmer-
schaften ist die COVID-19-Rücklage erst bei der Veranla-
gung der Mitunternehmer zu berücksichtigen. Bei Unter-
nehmensgruppen darf die Rücklage nur vom Gruppenträger 
gebildet werden und bezieht sich auf das zusammenge-
fasste Gruppenergebnis. 

Es kann aber auch bereits vor Abgabe der Steuererklä-
rung 2019 die nachträgliche Herabsetzung der Einkommen- 
bzw. Körperschaftsteuervorauszahlung 2019 beantragt 
werden. Dem Antrag ist eine Berechnung des voraus-
sichtlichen Steuerbetrages unter Berücksichtigung der 
COVID-19-Rücklage beizufügen.

NEU 2020
Für die Berücksichtigung des Verlustrücktrages 
ist im Rahmen der Veranlagung ein Antrag 
unter Verwendung eines amtlichen Formulars 
zu stellen.
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VERRECHNUNG VON VERLUSTVORTRÄGEN

Vortragsfähige Verluste können bei der Körperschaft-
steuer nur mit bis zu 75% des Gesamtbetrags der Einkünfte 
verrechnet werden. Ausgenommen von dieser 25%igen 
Mindestbesteuerung sind ua. Sanierungsgewinne und Ge-
winne aus der Veräußerung von (Teil-)Betrieben und Mit-
unternehmeranteilen. Bei der Einkommensteuer sind 
vorgetragene Verluste zu 100% mit dem Gesamtbetrag 
der Einkünfte zu verrechnen. Diese Regelung führt in jenen 
Fällen zu Nachteilen, in denen die vortragsfähigen Ver-
luste annähernd so hoch wie der Gesamtbetrag der Ein-
künfte sind, da die Vorteile der niedrigen Tarifstufen bei 
der Einkommensteuer nicht ausgenützt werden können 
und auch Sonderausgaben und außergewöhnliche Bela-
stungen steuerlich ins Leere gehen. 

TIPP
Auch der Verlust eines Einnahmen-Ausgaben-
Rechners ist unbeschränkt vortragsfähig.

TIPP
Die Gruppenbesteuerung kann überdies auch zur 
steueroptimalen Verwertung von Finanzierungs-

kosten im Zusammenhang mit dem Erwerb von 
Anteilen an einer Kapitalgesellschaft verwendet 
werden, außer die Anteile wurden von einer Konzern-
gesellschaft oder einem Gesellschafter mit be-
herrschendem Einfluss erworben.

VERLUSTVERWERTUNG BEI KAPITALGESELLSCHAF-
TEN DURCH GRUPPENBESTEUERUNG 

Die innerhalb einer Unternehmensgruppe bei einzelnen 
in- oder ausländischen Kapitalgesellschaften angefal-
lenen Verluste können im Rahmen der Gruppenbesteue-
rung steueroptimal verwertet werden. Für die Begrün-
dung einer steuerlichen Unternehmensgruppe ist neben 
der ab Beginn des Wirtschaftsjahres erforderlichen finan-
ziellen Verbindung (Kapitalbeteiligung von mehr als 50% 
und Mehrheit der Stimmrechte) die Stellung eines Gruppen-
antrags beim zuständigen Finanzamt erforderlich. 

Dieser muss spätestens vor dem Bilanzstichtag (der einzu-
beziehenden Gesellschaft) jenes Jahres gestellt werden, 
für das er erstmals wirksam sein soll. Kapitalgesellschaften, 
die auf den 31.12.2020 bilanzieren und die bereits seit Be-
ginn ihres Wirtschaftsjahres (im Regelfall seit 1.1.2020) 
im Sinne der obigen Ausführungen finanziell verbunden 
sind, können daher durch die Stellung eines Gruppenan-
trags bis zum 31.12.2020 noch für das gesamte Jahr 2020 
eine steuerliche Unternehmensgruppe bilden bzw. in eine 
bereits bestehende Gruppe aufgenommen werden. Sie 
können damit die im Jahr 2020 bei einzelnen Gruppenge-
sellschaften erwirtschafteten Verluste noch im Jahr 2020 
von den Gewinnen 2020 anderer Gruppengesellschaften 
steuerlich absetzen. 

Beachten Sie auch, dass für Vorgruppenverluste von 
Gruppenmitgliedern, die mit eigenen Gewinnen des Gruppen-
mitglieds zu verrechnen sind, die 75% Verlustverrech-
nungsgrenze nicht gilt. 

Durch die Einbeziehung ausländischer Tochtergesell-
schaften können auch Auslandsverluste – entsprechend 
der Beteiligungen - in Österreich verwertet werden. Aller-
dings können nur ausländische Kapitalgesellschaften 
einbezogen werden, wenn sie in einem EU-Staat oder in 
einem Drittstaat, mit dem eine umfassende Amtshilfe be-
steht, ansässig sind. Verluste ausländischer Gruppenmit-
glieder können im Jahr der Verlustzurechnung höchstens 
im Ausmaß von 75% des gesamten inländischen Gruppen-
einkommens berücksichtigt werden. Die verbleibenden 
25% gehen in den Verlustvortrag des Gruppenträgers ein. 

VERLUSTE BEI KAPITALISTISCHEN MITUNTER-
NEHMERN NUR VORTRAGSFÄHIG

Bei natürlichen Personen sind Verluste als kapitalistische 
Mitunternehmer nicht ausgleichsfähig, insoweit dadurch 
ein negatives steuerliches Kapitalkonto entsteht. Derartige 
Verluste sind als Wartetastenverluste für künftige Ge-
winne (oder Einlagen) aus derselben Einkunftsquelle vor-
tragsfähig. 

WAS SIE BEI DER STEUERPLANUNG FÜR 
2020 BEACHTEN SOLLTEN
LANGFRISTIGE RÜCKSTELLUNGEN 

Langfristige Rückstellungen sind mit einem fixen Zinssatz 
von 3,5% über die voraussichtliche Laufzeit abzuzinsen.  

MANAGERGEHÄLTER 

Gehälter, die € 500.000 brutto pro Person im Wirtschafts-
jahr übersteigen, sind vom Betriebs¬ausgabenabzug aus-
geschlossen. Diese Bestimmung ist aber nicht nur auf 
Managergehälter anzuwenden, sondern betrifft alle echten 
Dienstnehmer und vergleichbar organisatorisch einge-
gliederte Personen (inklusive überlassene Personen), un-
abhängig davon, ob sie aktiv tätig sind oder in der Vergan-
genheit Arbeits- oder Werkleistungen erbracht haben. 
Freiwillige Abfertigungen und Abfindungen sind nur mehr 
insoweit als Betriebsausgabe abzugsfähig, als sie beim 
Empfänger der begünstigten Besteuerung mit 6% gemäß  
§ 67 Abs 6 EStG unterliegen.

Bei der Bildung der steuerlichen Abfertigungsrück- 
stellung (für freiwillige Abfertigungen) können ebenfalls 
nur mehr die steuerlich abzugsfähigen Beträge zu Grunde 
gelegt werden. Diese Regelung betrifft vor allem Abferti-
gungsrückstellungen von Vorstandsmitgliedern, die keinen 
Anspruch auf die gesetzliche Abfertigung haben. Bereits 
bestehende Abfertigungsrückstellungen können solange 
steuerlich nicht dotiert werden, als der nach den neuen 
einschränkenden Bestimmungen ermittelte Wert niedriger 
ist.

BEWIRTUNGSSPESEN

Ausgaben in der Zeit vom 1.7.2020 bis 31.12.2020 anlässlich 
der Bewirtung von Geschäftsfreunden können zu 75 % 
(statt bisher 50%) abgezogen werden. 

SPENDEN AUS DEM BETRIEBSVERMÖGEN 
Spenden aus dem Betriebsvermögen an bestimmte im 
Gesetz genannte begünstigte Institutionen sind bis maximal 
10% des Gewinns des laufenden Wirtschaftsjahres steu-
erlich absetzbar. Als Obergrenze gilt der Gewinn vor Be-
rücksichtigung des Gewinnfreibetrags. Damit derartige 
Spenden noch im Jahr 2020 abgesetzt werden können, 
müssen sie bis spätestens 31.12.2020 geleistet werden 
(für weitere Details siehe Ausführungen zu „Spenden als 
Sonderausgaben“).

Zusätzlich zu diesen Spenden sind als Betriebsausgaben 
auch Geld- und Sachspenden im Zusammenhang mit der 
Hilfestellung bei (nationalen und internationalen) Kata-
strophen (insbesondere bei Hochwasser-, Erdrutsch-, 
Vermurungs- und Lawinenschäden) absetzbar, und zwar 
betragsmäßig unbegrenzt! Voraussetzung ist, dass sie als 
Werbung entsprechend vermarktet werden (z.B. durch 
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TIPP
Steuerlich absetzbar sind auch Sponsorbeträge an 
diverse gemeinnützige, kulturelle, sportliche und 
ähnliche Institutionen (Oper, Museen, Sportver-
eine etc.), wenn damit eine angemessene Gegen-
leistung in Form von Werbeleistungen verbunden 
ist. Bei derartigen Zahlungen handelt es sich dann 
nämlich nicht um Spenden, sondern um echten 
Werbeaufwand.

TIPP
Für den Prämienantrag 2020 muss nach Ablauf 
des Wirtschaftsjahrs elektronisch ein sogenanntes 
Jahresgutachten der Forschungsförderungsge-
sellschaft (FFG) eingeholt werden. Um größere Sicher-
heit über die steuerliche Anerkennung von For-
schungsaufwendungen zu erlangen, besteht die 
Möglichkeit, im Vorhinein eine bescheidmäßige 
Bestätigung über die begünstigte Forschung für 
ein bestimmtes Forschungsprojekt beim Finanz-
amt zu beantragen. Dafür ist es notwendig, von der 
FFG ein sogenanntes Projektgutachten einzuholen.

TIPP
Elektroautos sind wegen der fehlenden CO2- 
Emissionen nicht NoVA-pflichtig und von der motor-
bezogenen Versicherungssteuer befreit. Für jene 
Mitarbeiter, die das arbeitgebereigene Elektroauto 
privat nutzen dürfen, fällt kein Sachbezug an.

NEU 2020
Seit 1.1.2020 steht auch allen Krafträdern mit einem 
CO2-Emissionswert von 0g/km (z.B. Motorräder, 

Motorfahrräder, Quads, Elektrofahrräder und Selbst-
balance-Roller) der Vorsteuerabzug zu.

Die Förderung der E-Mobilität macht Elektroautos 
so günstig wie noch nie. Zur staatlichen Umwelt-
förderung iHv € 3.000 über den Fahrzeughändler 
und die Investitionsprämie iHv 14% der Anschaf-
fungskosten kommen noch je nach Bundesländern 
unterschiedliche Förderungen hinzu. Neu ist auch 
die Möglichkeit der degressiven Abschreibung für 
Kfz mit einem CO2 Emissionswert von 0 g/km. 

Erwähnung auf der Homepage oder in Werbeprospekten 
des Unternehmens).

FORSCHUNGSPRÄMIE
Für Forschungsaufwendungen (Forschungsausgaben) 
aus eigenbetrieblicher Forschung kann heuer eine For-
schungsprämie von 14% beantragt werden. Die prämien-
begünstigten Forschungsaufwendungen (Ausgaben) bei 
eigenbetrieblicher Forschung sind betragsmäßig nicht 
gedeckelt. Prämien für Auftragsforschungen können hin-
gegen nur für Forschungsaufwendungen (Ausgaben) bis 
zu einem Höchstbetrag von € 1 Mio pro Wirtschaftsjahr 
geltend gemacht werden. Gefördert werden generell Auf-
wendungen (Ausgaben) „zur Forschung und experimen-
tellen Entwicklung“ (d.h. sowohl Grundlagenforschung 
als auch angewandte und experimentelle Forschung im 
Produktions- und Dienstleistungsbereich, z.B. auch Auf-
wendungen bzw. Ausgaben für bestimmte Softwareent-
wicklungen und grundlegend neue Marketingmethoden). 
Die Forschung muss in einem inländischen Betrieb oder 
einer inländischen Betriebsstätte erfolgen. 

DER GEWINNER DES JAHRES: 
DAS ELEKTROAUTO
Bislang bestand der Anreiz für ein E-Auto darin, dass die 
Kosten für alle Unternehmer vorsteuerabzugsfähig sind. 
Dies betrifft auch die Stromkosten und die Kosten für 
Stromabgabestellen. Der volle Vorsteuerabzug steht aller-
dings nur bei Anschaffungskosten bis maximal € 40.000 
brutto zu. Zwischen € 40.000 und € 80.000 brutto gibt es 
einen aliquoten Vorsteuerabzug. Kostet das Elektroauto 
mehr als € 80.000 brutto, so steht kein Vorsteuerabzug 
zu. Aber Achtung: Hybridfahrzeuge sind nicht von den Be-
günstigungen der reinen Elektroautos umfasst.

WERTPAPIERDECKUNG FÜR PENSIONS-
RÜCKSTELLUNG
Am Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres müssen Wert-
papiere im Nennbetrag von mindestens 50% des am 
Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres ausge-
wiesenen steuerlichen Pensionsrückstellungsbetrages 
im Betriebsvermögen vorhanden sein. Auf das Deckungs-
erfordernis können auch Ansprüche aus einer Rückde-
ckungsversicherung angerechnet werden. Beträgt die 
erforderliche Wertpapierdeckung auch nur vorüberge-
hend weniger als die erforderlichen 50% der Rückstellung, 
so ist als Strafe der Gewinn um 30% der Wertpapierunter-
deckung zu erhöhen (ausgenommen in dem Ausmaß, in 
dem die Rückstellung infolge Absinkens der Pensionsan-
sprüche am Ende des Jahres nicht mehr ausgewiesen 
wird oder getilgte Wertpapiere binnen 2 Monaten ersetzt 
werden). 

Als deckungsfähige Wertpapiere gelten vor allem in Euro 
begebene Anleihen und Anleihenfonds (wobei neben An-
leihen österreichischer Schuldner auch Anleihen von in 
einem EU- bzw. EWR-Mitgliedstaat ansässigen Schuld-
nern zulässig sind), weiter auch inländische Immobilien-
fonds sowie ausländische offene Immobilienfonds mit Sitz 
in einem EU- bzw. EWR-Staat. Die Wertpapiere dürfen 
nicht verpfändet werden. 

UMSATZGRENZE FÜR KLEINUNTERNEHMER
Unternehmer mit einem Jahres-Nettoumsatz von bis zu 
€ 35.000 sind umsatzsteuerlich Kleinunternehmer und 
damit von der Umsatzsteuer befreit. Je nach anzuwen-
dendem Umsatzsteuersatz entspricht dies einem Brutto-
umsatz (inkl USt) von € 38.500 (bei nur 10%igen Umsätzen, 
wie z.B. Wohnungsvermietung) bis € 42.000 (bei nur 
20%igen Umsätzen). Von der Berechnung der Kleinunter-
nehmergrenze ausgenommen sind bestimmte steuer-
freie Umsätze wie z.B. die aus ärztlicher Tätigkeit oder als 
Aufsichtsrat. Bei Inanspruchnahme der Kleinunter-
nehmerregelung darf keine Umsatzsteuer in Rechnung 
gestellt werden. Überdies geht der Vorsteuerabzug für 
alle mit den Umsätzen zusammenhängenden Ausgaben 
verloren. 

Steuerbefreite Kleinunternehmer, die sich mit ihrem Um-
satz knapp an der Kleinunternehmergrenze bewegen, 
sollten rechtzeitig überprüfen, ob sie die Umsatzgrenze 
von netto € 35.000 im laufenden Jahr noch überschreiten 
werden. Eine einmalige Überschreitung um 15% innerhalb 



12

von 5 Jahren ist unschädlich. Wird die Grenze überschritten, 
müssen bei Leistungen an Unternehmer allenfalls noch 
im Jahr 2020 korrigierte Rechnungen mit Umsatzsteuer 
ausgestellt werden. 

In vielen Fällen kann es sinnvoll sein, auf die Steuerbe-
freiung für Kleinunternehmer zu verzichten (etwa um da-
durch in den Genuss des Vorsteuerabzugs für die mit den 
Umsätzen zusammenhängenden Ausgaben, z.B. Investiti-
onen, zu kommen). Der Verzicht wird vor allem dann 
leichter fallen, wenn die Kunden ohnedies weitaus über-
wiegend wiederum vorsteuerabzugsberechtigte Unter-
nehmer sind.

TIPP
Ein Kleinunternehmer kann bis zur Rechtskraft 
des Umsatzsteuerbescheids schriftlich gegenüber 
dem Finanzamt auf die Anwendung der Kleinunter-
nehmerregelung verzichten. Der Verzicht bindet 
den Unternehmer allerdings für fünf Jahre!

TIPP
Auf jeden Fall platzsparender ist eine elektro-
nische Archivierung aller Buchhaltungsunterlagen. 
In diesem Fall ist darauf zu achten, dass die in-
haltsgleiche, vollständige und geordnete Wieder-
gabe bis zum Ablauf der gesetzlichen Aufbewah-
rungsfrist jederzeit gewährleistet ist.

TIPP
Der Antrag für 2020 muss spätestens am 
31.12.2020 bei der SVA einlangen. Wurden im Jahr 
2020 bereits Leistungen aus der Krankenversiche-
rung bezogen, gilt die Befreiung von KV-Beiträgen 
erst ab Einlangen des Antrags.

TIPP
Unabhängig von den gesetzlichen Bestimmungen 
sollten Sie als Privatperson sämtliche Belege im 
Zusammenhang mit Grundstücken aufbewahren. 

Dazu zählen neben dem Kaufvertrag vor allem 
auch die Belege über Anschaffungsnebenkosten 
(z.B. Anwalts- und Notarkosten, Grunderwerb-
steuer, Schätzkosten) sowie über alle nach dem 
Kauf durchgeführten Investitionen. All diese Kosten 
können nämlich bei der Veräußerungsgewinner-
mittlung auf Basis der tatsächlichen Anschaffungs-
kosten von der Steuerbasis abgesetzt werden.

NEU 2020
Pauschalierungsmöglichkeit für Einnahmen-Aus-
gaben-Rechner: Seit Beginn des Jahres 2020 be-
steht die Möglichkeit, den Gewinn aus einer selb-
ständigen oder gewerblichen Tätigkeit pauschal zu 
ermitteln, wenn die Umsätze nicht mehr als  
€ 35.000 betragen. Ausgenommen sind aber Ein-
künfte als Gesellschafter-Geschäftsführer, Auf-
sichtsratsmitglied und Stiftungsvorstand. Bei der 
Gewinnermittlung sind dabei die Betriebsausgaben 
pauschal mit 45% bzw. 20% bei Dienstleistungsbe-
trieben anzusetzen. Daneben können nur noch So-
zialversicherungsbeiträge abgezogen werden. Der 
Gewinngrundfreibetrag steht ebenfalls zu. Da bei 
nebenberuflichen Einkünften (z.B. Vortragstätig-
keit, Autorenhonorare) sehr oft ohnehin nur geringe 
Betriebsausgaben anfallen, kann die Inanspruch-
nahme der Pauschalierung interessant werden. 

ENDE DER AUFBEWAHRUNG FÜR UNTER-
LAGEN AUS 2013
Zum 31.12.2020 läuft die 7-jährige Aufbewahrungspflicht 
für Bücher, Aufzeichnungen, Belege etc. des Jahres 2013 
aus. Diese können daher ab 1.1.2021 vernichtet werden. 
Beachten Sie aber, dass Unterlagen dann weiter aufzube-
wahren sind, wenn sie in einem anhängigen Beschwerde-
verfahren (lt BAO) oder für ein anhängiges gerichtliches 
oder behördliches Verfahren (lt UGB), in dem Ihnen Partei-
stellung zukommt, von Bedeutung sind. 

Achtung: Für Grundstücke, die ab dem 1.4.2012 erstmals 
unternehmerisch genutzt werden, gilt im Falle einer Än-
derung der Verhältnisse, die für den ursprünglichen Vor-
steuerabzug maßgeblich waren, ein Berichtigungszeit-
raum für die Vorsteuer von 20 Jahren. Die Aufbe- 
wahrungsfrist für Unterlagen derartiger Grundstücke be-
trägt 22 Jahre.

Weiter sollten Sie keinesfalls Unterlagen vernichten, die 
zu einer allfälligen zivilrechtlichen Beweisführung not-
wendig sein könnten (z.B. Produkthaftung, Eigentums-
recht, Bestandrecht, Arbeitsvertragsrecht etc.).

GSVG-BEFREIUNG FÜR „KLEINUNTER-
NEHMER“ BIS 31.12.2020 BEANTRAGEN
Gewerbetreibende und Ärzte (Zahnärzte) können bis spä-
testens 31.12.2020 rückwirkend für das laufende Jahr die 
Befreiung von der Kranken- und Pensionsversicherung 
nach GSVG (Ärzte nur Pensionsversicherung) beantragen, 
wenn die steuerpflichtigen Einkünfte 2020 maximal  
€ 5.527,92 und der Jahresumsatz 2020 maximal € 35.000 
aus sämtlichen unternehmerischen Tätigkeiten betragen 
werden. Antragsberechtigt sind

■	 Jungunternehmer (maximal 12 Monate GSVG-Pflicht in 
den letzten 5 Jahren), die das 57. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben.

■	 Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, sowie

■	 Männer und Frauen, die das 57. Lebensjahr (nicht aber 
das 60. Lebensjahr) vollendet haben, wenn sie in den 
letzten 5 Jahren die maßgeblichen Umsatz- und Ein-
kunftsgrenzen nicht überschritten haben.

Die Befreiung kann auch während des Bezugs von Kinder-
betreuungsgeld oder bei Bestehen einer Teilversicherung 
während der Kindererziehung beantragt werden, wenn 
die monatlichen Einkünfte maximal € 460,66 und der mo-
natliche Umsatz maximal € 2.916,67 betragen.

kanzlei-winner.at
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NEU 2020
Berechnung des Kontrollsechstels. Werden 
im laufenden Kalenderjahr 2020 insgesamt 
mehr als ein Sechstel der zugeflossenen lau-
fenden Bezüge mit dem festen Steuersatz be-
günstigt besteuert, muss der Arbeitgeber bei 
Auszahlung des letzten laufenden Bezuges 
(im Dezember oder im Beendigungsmonat) 
die übersteigenden Beträge durch Aufrollung 
nach Tarif versteuern (Ausnahme: Elternkarenz).

STEUERTIPPS FÜR ARBEITGEBER  
& MITARBEITER

STEUERTIPPS FÜR ARBEITNEHMER

SENKUNG EINKOMMENSTEUER AUF 20% 
RÜCKWIRKEND AB 1.1.2020
Die Senkung des Eingangssteuersatzes für Einkommen 
über € 11.000 bis € 18.000 von 25% auf 20% tritt rückwir-
kend ab 1.1.2020 in Kraft und bringt jedem Arbeitnehmer 
bis zu € 350 Steuergutschrift. Arbeitnehmer, die im Monat 
der Aufrollung Mitarbeiter des auszahlenden Arbeitge-
bers sind, erhalten diese Gutschrift im Wege der unter-
jährigen Aufrollung, alle anderen erst im Zuge der Arbeit-
nehmerveranlagung. Steuerpflichtige mit einem Ein- 
kommen unter € 11.000 und damit einer Einkommen-
steuerbelastung von Null erhalten zusätzlich € 400 über 
die SV-Rückerstattung (vulgo Negativsteuer). 

OPTIMALE AUSNUTZUNG DES JAHRES-
SECHSTELS 
Wenn neben den regelmäßigen Monatsbezügen noch an-
dere Bezüge (wie z.B. Überstundenvergütungen, Nacht-
arbeitszuschläge, Schmutz-, Erschwernis- und Gefahren-
zulagen etc.) zur Auszahlung oder etwa Sachbezüge nur 
zwölf Mal jährlich zur Verrechnung gelangen, dann wird 
das begünstigt besteuerte Jahressechstel durch Urlaubs- 
und Weihnachtsgeld in der Regel nicht optimal ausge-
nutzt. In diesem Fall könnte in Höhe des restlichen Jahres-
sechstels noch eine Prämie ausbezahlt werden, die je 
nach Höhe des Jahressechstels mit 6% bis 35,75% ver-
steuert werden muss. Beträgt das Jahressechstel mehr 
als € 83.333, kommt für übersteigende Beträge ein Steuer-
satz von 50% bzw. allenfalls 55% zur Anwendung. Für Ar-
beitnehmer, denen auf Grund von Kurzarbeit reduzierte 
Bezüge zugeflossen sind, ist das Jahressechstel pauschal 
um 15 % zu erhöhen (auch für das Kontrollsechstel). 

ZUKUNFTSSICHERUNG FÜR DIENST- 
NEHMER BIS € 300 STEUERFREI
Die Bezahlung von Prämien für Lebens-, Kranken- und 
Unfallversicherungen (einschließlich Zeichnung eines 
Pensions-Investmentfonds) durch den Arbeitgeber für 
alle Arbeitnehmer oder bestimmte Gruppen von Arbeit-
nehmern ist bis zu € 300 pro Jahr und Arbeitnehmer nach 
wie vor steuerfrei.

Achtung: Wenn die ASVG-Höchstbeitragsgrundlage noch 
nicht überschritten ist, besteht für die Zahlungen, wenn 
sie aus einer Bezugsumwandlung stammen, Sozialver- 
sicherungspflicht.

MITARBEITERBETEILIGUNGEN 2020 
NOCH BIS € 3.000 STEUERFREI
Für den Vorteil aus der unentgeltlichen oder verbilligten 
Abgabe von Beteiligungen am Unternehmen des Arbeit-
gebers oder an mit diesem verbundenen Konzernunter-
nehmen besteht ein Freibetrag pro Mitarbeiter und Jahr 
von € 3.000. Der Vorteil muss allen Arbeitnehmern oder 
einer bestimmten Gruppe zukommen; die Beteiligung 
muss vom Mitarbeiter länger als 5 Jahre gehalten werden. 
Nach Ansicht des VwGH (Erkenntnis vom 27.7.2016, 
2013/13/0069) stellen die Angehörigen des Managements 
eine begünstigungsfähige Gruppe dar.

SACHZUWENDUNGEN ANLÄSSLICH 
EINES DIENST- ODER FIRMENJ¬UBILÄUMS 
BIS € 186 STEUERFREI
Sachzuwendungen an Arbeitnehmer, die anlässlich eines 
Firmen- oder Dienstjubiläums gewährt werden, sind bis  
€ 186 jährlich steuerfrei.

KINDERBETREUUNGSKOSTEN: € 1.000 
ZUSCHUSS DES ARBEITGEBERS STEUER-
FREI
Leistet der Arbeitgeber für alle oder bestimmte Gruppen 
seiner Arbeitnehmer einen Zuschuss für die Kinderbe-
treuung, dann ist dieser Zuschuss bis zu einem Betrag 
von € 1.000 jährlich pro Kind bis zum zehnten Lebensjahr 
von Lohnsteuer und SV-Beiträgen befreit. Voraussetzung 
ist, dass dem Arbeitnehmer für das Kind mehr als sechs 
Monate im Jahr der Kinderabsetzbetrag gewährt wird. 
Der Zuschuss darf nicht an den Arbeitnehmer, sondern 
muss direkt an eine institutionelle Kinderbetreuungsein-
richtung (z.B. Kindergarten), an eine pädagogisch qualifi-
zierte Person oder in Form eines Gutscheins einer institu-
tionellen Kinderbetreuungseinrichtung geleistet werden. 

STEUERFREIER WERKSVERKEHR  
„JOBTICKET“
Zur Förderung der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel 
können die Kosten für ein öffentliches Verkehrsmittel 
(“Jobticket”) auch dann steuerfrei vom Dienstgeber über-
nommen werden, wenn kein Anspruch auf das Pendler-
pauschale besteht (z.B. im Stadtgebiet von Wien). Wird 
das Jobticket allerdings anstatt des bisher gezahlten 
steuerpflichtigen Arbeitslohns zur Verfügung gestellt, dann 
liegt eine nicht begünstigte, steuerpflichtige Gehaltsum-
wandlung vor. 

Achtung: Ein reiner Kostenersatz des Arbeitgebers stellt 
steuerpflichtigen Arbeitslohn dar.

RÜCKERSTATTUNG VON KRANKEN-, AR-
BEITSLOSEN- UND PENSIONSVERSICHE-
RUNGS-BEITRÄGEN 2017 BEI MEHRFACH-
VERSICHERUNG BIS ENDE 2020
Wer im Jahr 2017 aufgrund einer Mehrfachversicherung 
(z.B. gleichzeitig zwei oder mehr Dienstverhältnisse oder 
unselbständige und selbständige Tätigkeiten) über die 
Höchstbeitragsgrundlage hinaus Kranken-, Arbeitslosen- 
und Pensionsversicherungsbeiträge geleistet hat, kann 
sich diese bis 31.12.2020 rückerstatten lassen (11,4% 
Pensionsversicherung, 4% Krankenversicherung, 3% Ar-
beitslosenversicherung). Der Rückerstattungsantrag für 
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die Pensionsversicherungsbeiträge ist an keine Frist ge-
bunden und erfolgt ohne Antrag automatisch bei Pensi-
onsantritt. 

Achtung: Die Rückerstattung ist lohn- bzw. einkommen-
steuerpflichtig!

WERBUNGSKOSTEN NOCH VOR DEM 
31.12.2020 BEZAHLEN
Werbungskosten müssen bis zum 31.12.2020 bezahlt 
werden, damit sie heuer noch von der Steuer abgesetzt 
werden können. Denken Sie dabei insbesondere an Fort-
bildungskosten (Seminare, Kurse, Schulungen etc. samt 
allen damit verbundenen Nebenkosten wie Reisekosten 
und Verpflegungsmehraufwand), Familienheimfahrten, 
Kosten für eine doppelte Haushaltsführung, Telefonspesen, 
Fachliteratur, beruflich veranlasste Mitgliedsbeiträge etc. 
Auch heuer geleistete Vorauszahlungen für derartige Ko-
sten können noch heuer abgesetzt werden. Auch Ausbil-
dungskosten, wenn sie mit der beruflichen oder einer ver-
wandten Tätigkeit in Zusammenhang stehen, und Kosten 
der Umschulung können als Werbungskosten geltend 
gemacht werden.

TIPP
Auch Aufwendungen für Arbeitsmittel können als 
Werbungskosten abgesetzt werden, wobei auch hier 
die Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter gilt. 
Wenn Sie sich daher privat einen Computer an-
schaffen, den Sie für berufliche Zwecke benötigen, 
kann er im Jahr 2020 – soweit die Anschaffungsko-
sten € 800 nicht übersteigen – sofort abgeschrieben 
werden. Natürlich dürfen Sie nicht darauf verges-
sen, dass die Finanzverwaltung davon ausgeht, 
dass dieser Computer auch privat genutzt werden 
kann und ohne Nachweis ein Privatanteil von 40 % 
auszuscheiden ist.

ARBEITNEHMERVERANLAGUNG 2015 
Sowie Rückzahlung von zu Unrecht einbehaltener Lohn-
steuer des Jahres 2015 beantragen

Wer zwecks Geltendmachung von Steuervorteilen, wie 

■	 Steuerrefundierung bei schwankenden Bezügen (Jah-
resausgleichseffekt); 

■	 Geltendmachung von Werbungskosten, Pendlerpau-
schale und Pendlereuro, Sonderausgaben, außerge-
wöhnlichen Belastungen;

■	 Verlusten aus anderen Einkünften, z.B. Vermietungs-
einkünften; 

■	 Geltendmachung von Alleinverdiener- bzw. Alleinerzie-
herabsetzbetrag bzw. des Kinderzuschlags;

■	 Geltendmachung des Unterhaltsabsetzbetrags;

■	 Gutschrift von Negativsteuern 

eine Arbeitnehmerveranlagung beantragen will, hat dafür 
5 Jahre Zeit. 

TIPP
Am 31.12.2020 endet daher die Frist für den 
Antrag auf Arbeitnehmerveranlagung 2015.

Mit Ende 2020 ist endgültig Schluss 
mit der Absetzbarkeit der Topf-Sonder-
ausgaben.

Hat ein Dienstgeber im Jahr 2015 von den Gehaltsbezügen 
eines Arbeitnehmers zu Unrecht Lohnsteuer einbehalten, 
kann dieser bis spätestens 31.12.2020 beim Finanzamt  
einen Rückzahlungsantrag stellen.

STEUERTIPPS FÜR ALLE  
STEUERPFLICHTIGEN

LETZTMALIG TOPF-SONDERAUSGABEN 
2020 ABSETZBAR
Letztmalig mit der Veranlagung 2020 können Topf-Sonder-
ausgaben abgesetzt werden, wenn der der Zahlung zu-
grundeliegende Vertrag vor dem 1.1.2016 abgeschlossen 
bzw. mit der Bauausführung oder Sanierung vor dem 
1.1.2016 begonnen wurde. 

Kurz zur Erinnerung: Zu den Topf-Sonderausgaben zählen 
Kranken-, Unfall- und Lebensversicherungen; Wohn-
raumschaffung und Wohnraumsanierung. Für Alleinver-
diener oder Alleinerzieher verdoppelt sich der persön-
liche Sonderausgaben-Höchstbetrag von € 2.920 auf  
€ 5.840. Allerdings wirken sich die Topf-Sonderausgaben 
nur zu einem Viertel einkommensmindernd aus. Ab einem 
Einkommen von € 36.400 vermindert sich auch dieser Be-
trag kontinuierlich bis zu einem Einkommen von € 60.000, 
ab dem überhaupt keine Topf-Sonderausgaben mehr zu-
stehen. 

SONDERAUSGABEN NOCH 2020 BEZAHLEN
NACHKAUF VON PENSIONSVERSICHERUNGSZEITEN 
UND FREIWILLIGE WEITERVERSICHERUNG IN DER 
PENSIONSVERSICHERUNG

Ohne Höchstbetragsbegrenzung, unabhängig vom Ein-
kommen und neben dem „Sonderausgabentopf“ sind 
etwa Nachkäufe von Pensionsversicherungszeiten (Kauf 
von Schul- und Studienzeiten) und freiwillige Weiterversi-
cherungsbeiträge in der Pensionsversicherung absetzbar. 
Einmalzahlungen können auf Antrag auf 10 Jahre verteilt 
als Sonderausgabe ab¬gesetzt werden. 

RENTEN, STEUERBERATUNGSKOSTEN UND  
KIRCHENBEITRAG

Unbeschränkt absetzbare Sonderausgaben sind weiterhin 
bestimmte Renten (z.B. Kaufpreisrenten nach Ablauf be-
stimmter steuerlicher Fristen, vom Erben zu bezahlende 
Rentenlegate) sowie Steuerberatungskosten. 

Kirchenbeiträge (auch wenn sie an vergleichbare Religions-
gesellschaften in der EU/EWR bezahlt werden) sind mit 
einem jährlichen Höchstbetrag von € 400 begrenzt. 

SPENDEN ALS SONDERAUSGABEN

Folgende Spenden können steuerlich als Sonderausgaben/
Betriebsausgaben abgesetzt werden:

■	 Spenden für Forschungsaufgaben oder der Erwachse-
nenbildung dienende Lehraufgaben an bestimmte Ein-
richtungen sowie Spenden an bestimmte im Gesetz ta-
xativ aufgezählte Organisationen, wie z.B. Museen, 
Bundesdenkmalamt und Behindertensportdachverbände.
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TIPP
Spenden, Kirchenbeiträge oder Beiträge für 
die freiwillige Weiterversicherung oder für 
den Nachkauf von Versicherungszeiten in der 
Pensionsversicherung werden für das Jahr 
2020 nur mehr auf Grund der elektronisch 
übermittelten Daten der Empfängerorganisa-
tionen bei Ihrer (Arbeitnehmer) Veranlagung 
berücksichtigt.

TIPP
Bestimmte außergewöhnliche Belastungen (z.B. 
Behinderungen, Katastrophenschäden, Kosten der 
auswärtigen Berufsausbildung der Kinder) sind 
ohne Kürzung um einen Selbstbehalt absetzbar.

TIPP
Verluste aus der Veräußerung dieser dem „Neu-
vermögen“ zuzurechnenden Kapitalanlagen können 
nicht nur mit Veräußerungsgewinnen, sondern 
auch mit Dividenden und Zinsen aus Anleihen (nicht 
jedoch mit z.B. Sparbuchzinsen) ausgeglichen werden. 

TIPP
Wenn Sie bei verschiedenen Banken Wertpapier- 
depots oder z.B. mit Ihrer Ehefrau ein Gemein-
schaftsdepot haben, müssen Sie Bescheinigungen 
über den Verlustausgleich anfordern. Im Rahmen der 
Steuererklärungen können Sie dann eventuell bei 
einem Wertpapierdepot nicht verwertete Verluste mit 
den Einkünften aus dem anderen Wertpapierdepot 
ausgleichen.

WINNER INTERN

■	 Spenden für mildtätige Zwecke, für die Bekämpfung 
von Armut und Not in Entwicklungs¬ländern und für die 
Hilfestellung in nationalen und internationalen Kata-
strophenfällen.

■	 Spenden an Organisationen, die sich dem Umwelt-, Natur- 
und Artenschutz widmen, Tierheime, freiwillige Feuer-
wehren, Landesfeuerwehrverbände und die Internatio-
nale Anti-Korruptions-Akademie (IACA), allgemein zu- 
gängliche Präsentation von Kunstwerken etc.

Die meisten begünstigten Spendenempfänger müssen 
sich beim Finanzamt registrieren lassen und werden auf 
der Website des BMF (bmf.gv.at/Service/allg/spenden/) 
veröffentlicht. Bestimmte österreichische Museen, das 
Bundesdenkmalamt, Universitäten und ähnliche Instituti-
onen sowie die freiwilligen Feuerwehren und Landesfeuer-
wehrverbände sind von der Registrierung aber ausge-
nommen.

Die Spenden an alle begünstigten Spendenempfänger 
sind innerhalb folgender Grenzen absetzbar:

■	 Als Betriebsausgaben können Spenden bis zu 10% des 
Gewinns des laufenden Wirtschaftsjahres abgezogen 
werden.

■	 Als Sonderausgaben absetzbare private Spenden sind 
mit 10% des aktuellen Jahreseinkommens begrenzt, 
wobei schon abgezogene betriebliche Spenden auf diese 
Grenze angerechnet werden.

SPENDEN VON PRIVATSTIFTUNGEN 
Spendenfreudige Privatstiftungen können für die vorste-
hend genannten begünstigten Spendenempfänger auch 
KESt-frei aus dem Stiftungsvermögen spenden. Für diese 
Spenden muss auch keine Begünstigtenmeldung nach § 5 
PSG abgegeben werden. 

Achtung: Als Stiftungsvorstand sollten Sie aber zuerst 
eruieren, ob die Stiftungsurkunden Sie überhaupt zu 
Spenden ermächtigen!

AUSSERGEWÖHNLICHE BELASTUNGEN 
NOCH 2020 BEZAHLEN
Voraussetzung für die Anerkennung von Krankheitskosten 
als außergewöhnliche Belastung ist, dass nachweislich 
eine Krankheit vorliegt, die durch die Behandlung eine 
Linderung oder Heilung erfährt. Zu den abzugsfähigen 
Kosten zählen Kosten für Arzt, Medikamente, Spital, Be-
treuung, Ausgaben für Zahnbehandlungen oder medizi-
nisch notwendige Kuraufenthalte und Aufwendungen für 
Heilbehelfe wie Zahnersatz, Sehbehelfe einschließlich 
Laserbehandlung zur Verbesserung der Sehfähigkeit, 
Hörgeräte, Prothesen, Gehhilfen und Bruchbänder. Steuer-
wirksam werden solche Ausgaben erst dann, wenn sie 
insgesamt einen vom Einkommen und Familienstand ab-
hängigen Selbstbehalt (der maximal 12% des Einkom-
mens beträgt) übersteigen. 

WERTPAPIERVERLUSTE REALISIEREN
Für Gewinne von Verkäufen von sogenanntem „Neuver-
mögen“ im Jahr 2020 fällt die Wertpapiergewinnsteuer 
von 27,5% an. Zum „Neuvermögen“ zählen alle seit dem 
1.1.2011 erworbenen Aktien und Investmentfonds sowie 
alle anderen ab dem 1.4.2012 entgeltlich erworbenen Ka-
pitalanlagen (insbesondere Anleihen, Derivate).

PRÄMIE FÜR ZUKUNFTSVORSORGE UND 
BAUSPAREN AUCH 2020 LUKRIEREN
Wer in die staatlich geförderte Zukunftsvorsorge heuer 
noch mindestens € 2.875,18 investiert, erhält die mög-
liche Höchstprämie für 2020 von € 122,19. Jene Personen, 
die bereits die gesetzliche Alterspension beziehen, sind 
von der Förderung ausgenommen. Als Bausparprämie 
kann unverändert für den maximal geförderten Einzahlungs-
betrag von € 1.200 pro Jahr noch ein Betrag von € 18  
lukriert werden. 

NEUE MITARBEITERINNEN
Seit September 2020 kümmert sich Manuela Tarka bestens 
um die Reinigung unserer Büros in Zell am See und Saal-
felden. 

Seit Dezember 2019 verstärkt der aus Bruck a.d. GlStr. 
stammende Wolfgang-Paul Huber tatkräftig den Bereich 
Verwaltung und Administration.

Im Dezember 2020 ist Renate Aberger in unsere Kanzlei 
eingetreten. Sie widmet sich nach ihrer Karenzzeit  wieder 
in Teilzeit der beruflichen Tätigkeit und verstärkt das Team 
in der Personalverrechnung.  
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NACHWUCHS BEI MITARBEITERINNEN
Ende Jänner konnte sich unsere Mitarbeiterin Lisa Zotter 
über die Geburt ihrer Tochter Annika freuen. Im Juli er-
blickte Jakob, Sohn unserer Mitarbeiterin Eva Strobel, 
das Licht der Welt und am 25. November kam als drittes 
Kind unserer Mitarbeiterin Isabella Linecker, Sohn Lukas 
auf die Welt.

Wir wünschen den jungen Müttern alles Gute für Ihren Nach-
wuchs und viel Freude mit den neuen großen Aufgaben. 

ZWEI MITARBEITER GINGEN HEUER IN 
DEN WOHLVERDIENTEN RUHESTAND 
Margret Brugger ist seit 1982 in den Vorgängerkanzleien 
Dr. Schnetzer bzw. Stb. Bogensperger beschäftigt, die 
1993 in unser Unternehmen integriert wurde. Sie hat nach 
38 treuen Jahren im Frühjahr 2020 mit Ihrer Pensionie-
rung ihren neuen Lebensabschnitt angetreten. 

Frau Brugger war neben der Tätigkeit als Buchhalterin 
vor allem in der Personalverrechnung tätig, in der sie 
durch ihren Fleiß, ihre Genauigkeit und ihr fachkundiges 
Wissen über Jahrzehnte unsere Klienten bestens betreut hat.

Mit Jahresende 2020 verlässt uns nach fast 45 Dienstjahren 
Steuerberater Leo Tribuser in den Ruhestand. Herr  
Tribuser ist nach der Matura am Gymnasium Zell am See 
im Juni 1975 in unser Unternehmen eingetreten, war 
nach Ableistung des Präsenzdienstes 1975/76 seit 1976 
durchgehend in unseren Betrieb beschäftigt und hat 1981 
die Steuerberaterprüfung abgelegt. Sein fachkundiges 
Wissen, gepaart mit praxisnahem Denken, hat ihn zu einem 
unverzichtbaren Bestandteil im führenden Beraterstab  
unserer Kanzlei gemacht. 

Wir dürfen uns bei beiden Mitarbeitern für ihren Einsatz 
und ihre Tätigkeit bedanken und wünschen ihnen von 
Herzen alles Gute und viel Gesundheit im neuen Lebens-
abschnitt.

WIR BEDANKEN UNS HERZLICH  
FÜR IHRE TREUE, WÜNSCHE IHNEN  
UND IHRER FAMILIE GESEGNETE  
WEIHNACHTEN UND EINEN GUTEN 
RUTSCH IN EIN BESSERES UND  
GESUNDES 2021.


